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England im Vattieum
Es ist das Ziel jeder britischen Ostseepolitik, zu verhindern, daß einer

der Anliegerstaaten der Ostsee zu einer Bormachtstellung in diesem Raume gelangt, also
einen machtpolitischen G l e i ch g e w i ch t s st a n d zu erhalten, der England den unge-
hinderten Z u k r i kk zu r O st se e verbürgt. Deshalb wird die britische Politik in der

Ostsee im Prinzip immer gegen denjenigender Anliegerstaaten eingestellt sein, der in diesem
Raume die Führungbesitzt oder doch die meiste Aussicht hat, sie zu erringen. Das aber

ist nach der ZuruckdrängungNußlands von der baltischen Küste und seit dem Beginn der

Wiederaufrüstungzweifellos D e utsch l an d. Die deutsche Außenpolitik hat also in
allen Fragen, die die Ostsee betreffen, damit zu rechnen, daß sie auf das offene oder

versteckteGegenspiel der britischen Außenpolitikstößt. Dabei ist zu beachten, daß England
die«Jahre der politischen Schwäche des Reiches und die durch die territorialen Ver-

lchleblmgellder Nachktiegözeithervorgerufene Desorientierung des Handels im Ostseeraum
zur Festigung seiner eigenenPosition in diesem Raume ausgenutzt hat. Es hat zwar die

kgrznach dem Kriege begonnene politisch-militärische Einflußnahme

BoteU,«,as

Pan-ZzUIFIYUSDVUTF»FCM-daß es durch die Stellung des Völkerbunds-

InmlisafgEl , Upzlg,eme" SkUtzPUUkkzU schaffenund durch die Entsendung von Kriegs-lchlffen dle FelgmsseIII BUIFlkUnIzu dirigieren versuchte) bald wieder verlassen. Dafür
A»bekhat es gegIZMIbeksllmklichenmittleren und kleineren Anliegerstaaten der Ostsee
einen mehr oder weniger beherrschendenh a n d e l s p o l i t i s ch e n Einfluß zu sichern
gewußksUnd Von der hapdelspollkifchenSeite her ist England auch eine gewisse B e e i n -

flllffllng der Pollkllchkll Jdeologie dieser Staaten gelungen.
In den Bekechmmgen der bkikilchekl Ostseepolitik spielen die drei Nandstaaten

Litauen, Lettland und, Estland eine besondere Rolle. Es läßt sich darüber
streiten, ob und wie weit das ZU des REALISTPaktes, diese drei Staaten zu einer gemein-
samen politischen Sprache zU bkmgeni blshkk praktisch erreicht worden ist. Auf den von

Zeit zu Zeit stattfindenden Konferenzender baltischen Außenministerwird zwar immer
wieder von neuem bestätigt-daß,dle Z U fll M m e n a r b e i t erfreuliche Fortschritte mache
und daß eine völligeUebereinstimmungin allen besprochenen Fragen erzielt worden sei;
es trifft auch zu, daß die verschiedenstenOrganisationenund Bünde aus den drei Staaten

mehr oder weniger enge Beziehungen Unkeretnanderangeknüpfthaben; und es ist schließlich
auch richtig, daß die drei Staaten im Volkerbundsrateine gemeinsame Vertretung
besitzen. Es läßt sich aber auch nichtbestreiten,daß g ew isse U nte rsch i e d e in

der außenpolitischen Orientierung vorhanden sind, die so grundsätz-
licher Natur zu sein scheineklz daß die «Baltische Entente" schwer-
lich die Belastungsprobe eines Ernstfalles aushalten würde.

Litau en hat in Memel und Wilna nachwie vor seine ,,speziellen Probleme«, derent-

wegen es dazu neigt, mit der Sowjetunion zu sympatisieren,und aus denen die beiden

anderen Partner des Nigaer Paktes nach Moglichkeitherauszuhalten versuchen. Demgegen-
über erkennt Estland in der Sowjetunion seinen einzig möglichenFeind und hat keinen

Anlaß, sich die Befürchtungen,die Litauen gegenüberDeutschland und Polen hegt, zu eigen
zu machen. Und Lettland schließlichschaukelt in einer Weise zwischen den außen-
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politischen Extremen herum, daß es bald den einen und bald den anderen seiner Partner
in Unruhe und Verlegenheit stürzt.

Wie die baltische Reise des Unterstaatssekretärs im Foreign Offire, Lo rd

Ply mo u th, beweist, ist die britische Außenpolitik an dem Fortbestehen und der

Festigung der Zusammenarbeit zwischen den Nandstaaten stark interessiert Und auf
Seiten dieser Staaten ist die Neigung, der britischen Leitung zu folgen,
zweifelsohne vorhanden. Einmal wegen der zum Teil weitgehenden ha n d e l s p o l i t i -

sch en Abhängig keit vom englischen Nkarkt Dann aber auch aus politischen
Gründen. Die drei Staaten sehen wohl ein, daß für sie die Anlehnung an

eine der europäischen Großmächte eine Notwendigkeit ist. Daß
ihnen England dabei als der geeignetste Stützpunkt erscheint, erklärt sich aus der Furcht,
die jeder dieser Staaten vor seinem nächstenNachbarn empfindet. England ist offenbar
die einzige an den Fragen der Ostsee interessierte europäischeGroßmacht, der gegenüber
die drei Nandstaaten eine einigermaßen gleichgerichtete Einstellung
haben. Einmal weil es weit genug entfernt ist, um über den Verdacht territorialer

Ansprücheerhaben zu sein, dann aber auch, weil es seit einiger Zeit außenpolitischeGrund-

gedanken vertritt, die mit denen der drei Nandstaaten weitgehend decken. Diese
Staaten sehen in England die Macht, die das Ziel verfolgt, d i e klein e r e n S t a a t e n

in neutralen Blorks zu organisieren, ein Ziel, das ihrer Meinung nach der

Absicht des Rigaer Paktes von 1934 entspricht; und sie sehen in England die Macht, die

an der ,,J d e e« d e s V ö l k e r b u n d e s festhält, einer Institution, in deren Fort-
bestand sie immer noch glauben, eine Garantie für die Sicherheit ihres eigenen Daseins
erblicken zu dürfen, und von deren Plattform aus sie hoffen, ein Wort in der großen
Politik mitsprechen können. Schließlicherstreckt die englische Orientierung der Rand-

staaten auch auf das Gebiet der K u ltu rp olitik, auf dem diese Staaten mehr oder

weniger krampfhafte Bemühungen machen, von ihrer deutschen Vergangenheit
u be reien.z Wle die britische Außenpolitikfür die Zusammenarbeit zwischen den Nandstaaten

interessiert, so begünstigt sie auch die Blockbildung der skandinavischen
Staaten. Sie verfolgt im wesentlichen dasselbe Ziel, mit dem sich Polen schon
mehrfach vergeblich abgemüht hat. Um auf die nordischen Staaten Einfluß zu nehmen,
ist Polen zu schwach; es kann dort allenfalls die britische Politik unterstützen.Und auf
dem Wege ins Baltikum ist Polen stets am litauischen Haken hängen geblieben; es

hat auch hier der britischen Politik den Vorrang einräumen müssen. Es läßt s wer

sagen, ob es für Polen ein Trost oder eine Enttäuschungist, daß nun ein anderer Staat

die Pläne, die es selber nicht hat durchführen können, weiterzuspinnen versucht. Jm

Grunde scheint im Foreign Office die Meinung zu herrschen, daß die polnischen Auf aben

nicht a us d e m M e e r e , sondern anderswo liegen. r. K.

Die »gute Behandlung-«der Deutschen
Es ist vor drei Jahren, kurz nach dem Abschlußdes Gewaltverzichtspaktes mit Polen,

eine in der deutschen Oeffentlichkeit ziemlich weit verbreitete Meinung gewesen, daß
dieser Pakt den polnischen Partner nicht nur zu einer Normalisierung seiner
Beziehungen zum Deutschen Reiche, sondern auch zu einer Milderung des auf der
deutschen Volksgruppe Polens lastenden Druckes veranlassen werde. Daß damals, in

den Flitterwochen des Paktes, eine solche Meinung hat Platz greifen können, ist vielleicht
noch verständlich. Inzwischen aber hat die Lage des Deutschtums in Polen in einer

Weise verschärft, daß das Beharren auf einer solchen Meinung nicht mehr mit

jener politischen Ahnungslosigkeit entschuldigen läßt, die nicht zu begreifen vermag,
daß die Lage Polens am Rande Europas nicht nur eine geographische Angelegenheit
ist. Es liegen polnischeAeußerungendarüber vor, daß d e r G e w a l tv e»rz

i ch ts p a kt

mit Deutschland für Polen dann seinen eigentlichen Zweck
erfüllt haben wird, wenn im Augenblick des »Außerkraft-
tretens dieses Paktes die deutsche Volksgruppe in Polen, die

heute noch 1,2 Millionen Seelen zählt, bis auf politischbelanglose Reste
verschwunden sein wird. Und Tatsache ist auch, daß der polnische Staat der

258



deutschen Volksgruppe das Necht
auf die Pflege der iveltanschau-
lichen Gemeinschaft mit dem

Mutterlande bestreitet. Es ist,. wie

der ,,Dziennik Poznanski«erst kürz-
lich wieder festgestellt hat, n i e -

mandem in Polen erlaubt,

»sich im Namen fremder
Losungen der natürlichen

Polonisierung entgegen-
z u st e l l e n«. Und das Konitzer
Gericht hat in der Begründung des

Urteils, das es am 7. Juli d. J.

gegen 22 Angehörige der deutschen
Volksgruppe gefällt hat, aus-

drücklichbestätigt,d aß d e r p o l

nische Staat es nicht
wünscht, »daß auf
seinem Gebiete die natio-

nalsozialistische Weltan-

schauung verbreitet".

Es ist nach der weitgehenden
Vernichtung des deutschen Besitzes
in Polen ein bemerkenswertes

Kennzeichender polnischen Minder-

heitenpolitik, daß deren An-

griffe in immer schärferemMaße
gegen die Jugend der deut-

schen Volksgruppe richten.
Ein Deutscher, der keine Kinder

hat, ist für die Polnische Minder-

heitenpolitik kein allzu ernstes
"

Problem. Der nationalpoli-
Ein Zeugnis dei- poiuiicheu ,,:opiismmeqkiieii«. H sch e D r U ck - d e m e i n A n -

Die Ausschle dieses Plastik-, das im Rahmen einei- dek letzien g e h ö e i g e r d e c d e u k s ch e n

Boykotiaiiionen des politischen Westveisbandes ö il«
«

wurde,sauiei in deutscher Uebersetzung wie folg« ffzsätssugläjgegäiågxV o l k s g r U P e ifn P o l e n

nicht beim Deutschen und Juden! Wenn Du unserer Ausspkdekung A S g e s e tz k I st - I st a m l o

nicht nachkommshwird Dich verfolgen dieser Dolch« (bildl. dargesieils), s ä k f e k , j e z a h l k e i ch e k

s ne Familie-ist. Und es

Ist die TEOSEFZEVdeutsche-I Schule i» Zie» da i i k S ick-

sal zum guten Heil nicht in den deutsche?Elkk,knhålls:hknk),spukt-ca
Vor den Schultern deF polallchkn Arbeitsämter entscheidet-
Wenn für das kosnmeadeSchullaheja Ostoberfchlesiennur noch 5,5 v· der Gesamt-
zahl der Volksschulerundie Schulenmit deutscher Unterrichtsspracheeingeschult worden

sind, dünn ist das kemeawegeela Beweis für den Fortgang einer »natürlichen Poloni-
sierung«,sondern das Ergebnis emer Arbeitsmarktpolitik,die u. a. dazu geführt hat, daß
in Ostoberschlesien über 80 V- dek Angehörigender deutschen Volksgruppe arbeitslos

sind- Und die Anlaß zU der Bemerkunggegeben hat, daß das Zeugnis einer deutschen
Schule in Polen so gut wie ein Garantiescheinfür dauernde Arbeitslosigkeitist-

Aber es genügt dem Polnischen Staate »"Ichk-daß in Ostoberschlesien,dem Hauptherde
des schleichendenvolkspolitischen»Bngeeeklegk»g«,kaum einer der schulentlassenendeutschen
JUklgen noch Aussicht hak- in der JadUstFIeEinen Arbeitsplatz zu erhalten oder im

Handwerk einen Beruf zu erlernen. Es SFUUgbjhmauch nicht, daß die Kräfte mehrerer
tausend nachgeborener deutscher Bauernsohne in Posen und Pommerellen brachliegen
müssen, weil das dem deutschen Großgrundbesitzweggenommene Land ausschließlich an

Polnische, und zwar zum großen Teil an landfremde Elemente aufgeteilt wird. Und es

genügt ihm auch nicht, daß in Kongreßpolennahezu die gesamte deutsche Jugend ohne
volkseigenen Unterricht ist. Hinzu kommt noch e i n k o n se q u e n t d u r ch g e -

führtes System der organisatorischen Zersplitterung und der welt-

anschaulichen Isolierung Es gibt keinen Gesamtverband der deutschen
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Jugend in Polen. Es ist den örtlichen Jugendverbänden,selbst innerhalb der einzelnen
Wojewodschaften, verboten, in organisatorische Verbindung mit einander zu treten.

Am 8. Juni d. J. ist der Antrag auf Genehmigung einer einheitlichen deutschen Jugend-
organisation für die Wojewodschaft Schlesien von den polnischen Behörden zum dritten

Mal abgelehnt worden. Häufig kommt es aber auch vor, daß selbst der Antrag auf
Genehmigung eines örtlichen deutschen Jugendverbandes abgelehnt wird. Es kommt noch
hinzu, daß sogar in den Fällen, in denen wegen des Fehlens deutscher Jugendverbände
andere Organisationen der deutschen Volksgruppe der Jugend anzunehmen versuchen,
die polnischen Behörden Schwierigkeiten bereiten. Das ist so bei den Elternvereinen
der deutschen INinderheitsschulem deren Bestrebungen auf den Widerstand der polnischen
Schulleiter stoßen. Das ist so beim Deutschen Volksbund in Ostobersehlesien, dessen
Jugendbetreuung durch die Schließung der von ihm unterhaltenen Heime weitgehend lahm-
gelegt worden ist,

Jm Laufe der letzten Monate haben polnische Gerichte über

100 deutsche Jungen und DNädel wegen »Geheimbündelei« und

»politischer Schulung« zu insgesamt 674 INonaten Gefängnis
verurteilt. Wenn nach den Prozessen von Tarnowitz und Konitz selbst einige
polnische Blätter, wie etwa die »Polska Zbrojna«, dahin geäußert haben, daß die den

deutschen Jungen und Möbel auferlegten Strafen unbegründet erscheinen, so«ist es wohl
nicht zu viel behauptet, daß es bei diesen Prozessen überhaupt nicht um die Frage
gehandelt hat, ob die Angeklagten schuldig gewesen sind oder nicht. Es hat sich vielmehr
um nichts anderes als um den Ausdruck des politischen Willens des polnischen Staates

gehandelt, welcher es nicht dulden will, »daß auf seinem Gebiete die nationalsozialistische
Iqeltanschauung verbreitet-O und dessen Unduldsamkeit sich mit besonderer Schärfe gegen
die Jugend der deutschen Volksgruppe richtet, die verständlicherweiseam stärksten nach der

weltanschaulichen Verbundenheit mit dem Mutterland drängt und-ihrem JNiterleben der

weltumspannenden deutschen Gemeinschaft naturgemäß in kameradschaftlicher Zusammen-
arbeit Ausdruck zu geben versucht.

Es sei hier darauf verzichtet, eine Staatsraison näher zu charakterisieren, die ihren
Repräsentanten gebietet, aus einer arbeitstüchtigenund volkstreuen ,,9Ninderheit« einen

Haufen polonisierter Proleten zu machen. E s ist a b e r n o t w e n d i g ,
a u s d e m

Verhalten des polnischen Staates gegenüber der deutschen
Jugend seines Machtbereiches gewisse Folgerungen zu ziehen:
Es versteht sich von selbst, daß die Bewertung, die einem Staate gebührt, der (wie der

polnische) einer in seinen Grenzen lebenden Volksgruppe das Recht auf physische
Existenz und auf volksbewußteErziehung verwehrt, auch auf die im Ausland lebenden

Teile des diesen Staat tragenden Volkes zurückfallenmuß. Und es muß auch festgestellt
werden, daß die Sprecher eines Staates, der (wie der polnische) die in seinen
Grenzen lebende deutsche Volksgruppe vor die Alternative stellt, entweder das Land zu

verlassen oder ,,freiwillig zu polonisieren«, nicht legitimiert sind, ein maßgebliches
Urteil über die Volksgruppenpolitik des Dritten Reiches zu fällen. Dr. K.

Auslandskapiial in der polnischenIndustrie
Alljährlichwerden in Polen durch das Warschauer Industrie- und Handelsministerium

gelegentlich der Prüfung der allgemeinen Geschäftslage der Aktienunternehmen (mit Aus-

nahme der Banken und Versicherungsgesellschaften) substanzielle Angaben über die Höhe
der ausländischenBeteiligungen am Aktienbesitz der einzelnen Gesellschaften angefordert.
Mit Rücksichtauf die Freizügigkeitim Abschluß von Aktientransaktionen und den sich
daraus ergebenden ständigenBewegungen des Aktienbesitzeswar man in Polen geneigt
anzunehmen, daß auch fortlaufend größere Verschiebungen im a u s l ä n d i s ch e n

Kapitalanteil stattfinden. Die seit einer Reihe von Jahren regelmäßig von amtlicher
polnischer Seite aufbereiteten Materialien haben indessen gezeigt, daß diese Annahme nicht
zu Recht besteht, sondern daß das Auslandskapital in den Aktiengesell-
schaften Polens vielmehr eine ziemlich beständige Tendenz und

Jnteresse an bestimmten Zweigen der polnischen Wirtschaft
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a u f z e i g t. Das Interesse beschränkt dabei auf eine verhältnismäßig geringe Zahl
kapitalkräftigerAktienunternehmen, in denen das fremde Kapital dank der vorhandenen
Aktienmehrheit auch eine entscheidende Stimme besitzt. So verteilt sich die G e s a m k -

summe der ausländischen Beteiligungen in Höhe von 1,45 Milli-

arden Zloty (etwa 0,8 Milliarden nur auf 485 von den insgesamt
vorhandenen 1412 polnischen Aktiengesellschaften, wobei allein

88 v.H. der Summe auf 319 Unternehmen entfallen, in denen mehr als die

Hälfte des Aktienkapitals im ausländischen Besitz ist; in weiteren

81 Gesellschaften beträgt der fremde Anteil 25 bis 50 v. und in 85 Gesellschaften
weniger als 25 v.

Wie unbedeutend im allgemeinen die Bewegungen der fremden Beteiligungen an den

Aktienunternehmen der einzelnen Wirtschaftszweige bzw· -gruppen innerhalb der letzten
sechs Jahre ist, erhellt aus nachstehender Uebersicht (in IRillionen Zlot1)·):

1. Januar 19Z7 1. Januar 1931

chl der Aktien- Ausland-I- Zahl der Aktien- Auslande-
ef. kapiial anieil in Wo Ges. kapiial anteil in VA-

Naphihaindustrie . . . . Z4 250,9 87,Z Zö 23Z,9 sZ,2
Bekgbau u. Hüttenwesen . 49 855,1 53,6 50 907,8 74,7
Metalllndustkie . . . . 152 201,5 24,5 148

·

24Z,4 28,1
Elektroindusikie . . . . Z9 115,2 56,1 Zs 86,2 48,2
Elekikiziiöiswinfchafi . . 24 225,Z 85,0 21 163,5 74,0
Mineraiindustkie .·

. . . 77 111,2 Zo,5 79 110,8 20,5
Chemische Industrie . . . 12Z 209,8 48,2 119 221,Z 45,1
Holzindusikie·. . . . 94 50,9 44,2 90 51,6 15,9
Papietindusikte . . . . 31 83,7 25,7 29 85,2 Z4,9
Gkaphische Industrie . . 4Z Zö,2 4,9 46 36,9 Z,Z
Textilindustrie . . . . . 152 541,5 28,6 151 525,8 25,1
Konfekiion . . . . . . 22 16,6 2,7 25 18,1 0,Z

kegekindusskfel
. · .

läg 18,7 Zö,8 27 17,09 8,7
e ensmi ein u re . . 166,1 17,2

Zuckeklndusikie. . · . . 57 176,2 4,6 ) 197 308«Z 12«0

LandwirtschaftLJndustrie . 11 8, 10,7 10 8,8 —

Bauindustrie . . . . . 71 Z4,6 22,2 60 29,0 12,1
Hoielwefen . . . . . . 21 22,8 — 21 22,ZZ —

Theater-wesen . . . . . 9 Z,7 IZ,6 7 Z,12 4,8
Transport u. Verkeer . . 75 209,0 25,4 66 209,4 25,Z
Pkärisionswaken . . . . 8 Z,7 26,2 6 1,9 8,4
Handel . . . . . . . 148 71,0 29,2 141 60,7 14,8

Auch die Veränderungender Zluslandsbeteiligungenam Gesamtkapital der Aktien-

smkkmehmmsmd UUV BCEMI Un der Zeit von -1931 bis 1934 wächst der Anteil von

Jst-SV- Auf 47-2 V·H« Und VFMäßigk bis Ende 1935 auf 46,8 v. und bis
Ende 1936 AUf 42-4 V- Der starkere Abgang von 1935 auf 1936 wurde in erster Linie

MkUksAchkdUEchUFbekIIUhme dkk dEukschen Aktienmehrheit des ostober-
lchlksllchsnwwchwekmdustklkkonzkkns»F n te r esse n g e m e i n s ch a t« (Kattowitzer
A. G. fur,Dergqu- 1In»din1ttcl1bekkicb— Vereinigte Königs- und Laurahütte) in polni-
schen Besitz (Akt1enkapitalinsgesamt: 184,3 IRillionen Zloty). Infolgedessen fiel der

Hundertsatz in der GEUPPc Bekgbau und Hüttenwesenam stärksten, und zwar von

78,9 v. am 1.Janjuar,1936 Cka 53-6 V. zum gleichen Zeitpunkt 1937. Von
weiteren bedeutenden Kllplkalveklchlkbungensind zu erwähnen: der Auskauf der Aktien-

mehrheit der ,,Z h r a r d o w e r T e x k
»1

I w e r k e« im Lodzer Bezirk aus den Händen
französischerKapitalistendurch den«PtZlmschenStaat, und der Uebergang des Vermögens
des BJarschauer Clektrt»z,lka,kswerk»esauf die Stadt Warschau aus den

Händen der früheren Konzesslonukln-elnek fkllnzosischenElektrizitätsgesellschaft,der durch
Gerichtsurteil vom 25. NYai 1936 weg-In Unlauterer Geschäftsgebahrung-(Bilanzver-
schleiecung, Steuerhinterziehung usw—)Un Anspruchauf Entschädigungabgesprochen
wurde. Der Auslandsanteil am Gesamtarkttenkapitalist u. a. in der Elektro-, Textil-,
JNjnkkaH Ho[z-, Bau- und graphtschenJndnstkie gestiegen, im Bergbau und Hütten-

—-.f th
W UT

-—s-s

Mit dem Ablauf der Genfek Konvention für Oberschlesien am 15. Juli

beginnt ein neuer Abschnitt in der Geschichte dieses vor 15 Jahren, in einer

Zeit der deutschen Ohnmacht, zum Teil vom Nlutteklande losgetrennten

Gebietes. Ueber die vertragliche Neuregelung gewisser wirtschafts- und

verkehrspolitischer Fragen wird in Nr. 15 des »Ostland« berichtet.
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Eetrieb,in der

kaetgllzPapier-, Leder-, Zucker- und chemischen Industrie sowie im

Transportgewer e ge unken. Nach der offiziösen»Polska Gospodarcza« ergibt hin-
sichtlichder Höhe des Beteiligungsgrades des fremden Kapitals in der polnischen Industrie
folgende Neihenordnung (in v.

1. Januar 1937 1. Januar 1956

Erdölindustrie . . . . . . . . . . . 87,Z 88,2
Elellriziiätswirlfchafl(Kraflwerke) . . . . "85,0 79,8
ElektroiechnlscheIndustrie . . . . . . . 56,1 54.0
Bergbau u. Hüllentvesen . . . . . . . 55,6 7Z.9
Chemische Industrie . . . . . . . . . 48,2 51,0

Infolge der bereits erwähnten Aktientransaktion bei der »Interessengemeinschaft"Katto-
witz ist die Gruppe Bergbau und Hüttenwesenvon der dritten auf die vierte Stelle gerückt.

Wenn man die Auslandsbeteiligung an den AktiengesellschaftenPolens nach dec H e c -

k u n ft des Kapitals untersucht, so zeigt daß lediglich d e u t s ch e s u n d a me r i -

kanisches Kapital eine rückläufige Tendenz aufweisen, während die

Beteiligungen der übrigen Länder erhöht haben. Nach der Gräßenfolge der Prozent-Jal-
beteiligung ergibt für die Entwicklungder einzelnen Länderanteile im Zeitraum von

1930 bis 1936 folgendes interessante Bild (Stand zum jeweiligen Iahresultimo in v.

Herkunflsland 1936 1935 19Z4 19ZZ 1932 19Z1 1930

Frankreich . . . . 27,1 24,4 25,6 24,9 24,4 24,6 25,8
Amerika . . . . 19,2 21,9 21,9 21,8 21,9 20,4 21,Z
Deutschland . . . 15,8 19,Z 19,8 21,5 23,4 25,7 25,0
Belgien . . . 12,5 11,0 10,5 9.7 10,0 11,0 9,4

Schweiz. . . . 7,2 4,5 4,8 Z,9 2,8 2,1 2,8
Englan . . . . 5,5 5,1 4,7 5,2 4,9 4,7 4,8
Oesierreich . . . . Z,5 Z,4 Z,4 4,1 Z,5 4,4 Z,9
Holland . . . . Z,5 Z,1 2,9 Z,0 2,8 2,5 1,s

Szweden
. . . . 2,7 2,4 2,Z 2,Z 2,Z 2,8 2,0

Ts echo-Slotvalei . 1,6 1,4 1,4 IZ 1,Z 1,Z 1,1

N e i ch s d e u t s ch e s K a p i t al konnte, wie aus den Ziffern ersichtlich ist, in der

Größenordnungden dritten Platz behaupten, obwohl der Prozentualanteil um nicht
weniger als 6,5 v. gesunken ist. Dieser Rückgang steht vor allem mit der erwähnten
Verringerung des deutschen Aktienbesitzesin der ostoberschlesischen Schwerindustrie in

Verbindung Auch der gesunkene Anteil a m e ri k a n i s ch e n Kapitals ist in der Haupt-
sache auf die Aktientransaktion bei der ,,Interefsengemeinschaft«zurückzuführen-

Nicht minder interessant ist eine Betrachtung der Beteiligung des fremden Kapitals in

den einzelnen Zweigen der Industrie und des Handels; sie gibt einen auffchlußreichenEin-
blick in das verschiedenartige Interesse des Auslandes an der polnischen
Wirtschaft und einen Ueberblick über den G ·r a d d e r A b h ä n g i g k e i t derselben
von ausländischenEinflüssen. N e i ch s d e u tsch e s K a p i t a l in einer Gesamthöhe
von 199,9 Mill. Zl. war nach dem Stande von Anfang 1937 — ungeachtet des Verkauss
der Aktienmehrheit der ,,Interessengemeinschaft«— noch mit 90 Mill. Zl. am stärksten
in der GruppeBergbau- und Hüttenindustrie vertreten. An den Elektri-

zitätswerken Polens ist reichsdeutsches Kapital noch mit 50,1 INill und an der

metallverarbeitenden Industrie mit 12,06 NkilL ZL beteiligt. In den

übrigen Industriezweigen überschreitetder deutsche Aktienunteil nirgends mehr die Summe
von 10 Mill. Zloty.

F r a n z ö s i s ch e s K ap i t a l tritt mit einer Gesamthöhe von 391 Mill. ZL in

19 Gruppen auf, wobei das stärksteEngagement in der heute sehr unrentabel gewordenen
Naphthaindustrie (135,9 Mill. zu verzeichnen ist. In der Schwerindustrie stellt
der französischeAktienbesi auf 133,2 Mill» in der Textilindustrie auf 67,7 Mill., in der

Elektrizitätswirtschaftauf17,6 Mill» in der chemischen und Papierindustrie auf je
10 Mill. ZL u. a. Amerikanisches Kapital in einer Gesamthöhe von

277,2 Mill. ZL findet sich vor allem in der Berg- und Hüttenindustrie,wo es mit

181,6 Mill. ZL vertreten ist; weitere namhafte Beteiligungen betreffen die Naphtha-
industrie (63,6 Mill) und die Textilindustrie (19,4 Mill·

Das belgische Kapital stellt einen Gesamtwert von 180,9 Mill. ZL dar und

zeigt das stärksteInteresse für diepolnische Elektrizitätswirtschaft,in der 76,7 Mill. ZL
plaziert sind. Weitere Beteiligungen finden sich in der Schwerindustrie mit 29,2 Mill.

Zlott), im Transport- und Verkehrswesen mit 27 Nkill ZL und in der Industrie der
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Steine Und Erden mit 16,2 Mill. ZL In zehn anderen Gruppen bleiben die Beteili-

gungssätzeunter 10 Mill. Zl. S ch w e i z e r i f ch e s K a p i t a l in einer Gesamthöhe
von 104,5 Mill. ZL verteilt im wesentlichen auf die Elektrizitätswerke(38,2 Mill.

Zloty), die Textilindustrie (21,2 Mill. und die chemischeIndustrie (13 IRill

E n g l i s ch e s K a p i t a l
, von dem insgesamt 78,9 Millionen Zl. vertreten sind,

arbeitet in der chemischenIndustrie (22,4 Mill. Zl.), Textilindustrie (16,7 JNillspZlJ
und in der Lebensmittelbranche (9,2 Mill. u. a. O e st e r r e i ch i e s K a p 1 t a l

in einer Gesamtsumme von 50,6 Mill. ZL ist auf zehn verschiedene Gruppen verteilt. Der
größte Betrag entfällt auf die Erdölindustrie(15,6 Mill. Zl.); ferner arbeiten 825IRill

Zloty in der polnischen Textilindustrie S ch w e d i s ch e s K a p i t a l ,
in Hohe vpn

38,9 Mill. Zl. insgesamt, konzentriert sich in der Hauptsache auf zwei Gruppen, namlich
auf die elektrotechnische Industrie (22,8 Mill. Zloty) und auf die chemischeIndustrie
(13,6 Mill. In weiteren fünf Gruppen, wo schwedischeBeteiligungen vorliegen,
spielt der Kapitalanteil keine größere Rolle. Vielseitig sind die Interessen des tsch e ch o -

s l o w a k i s ch e n K a p i t a l s , das sich auf elf verschiedene Gesellschaftsgruppen
verteilt. Bemerkenswert ist nur die 8,2 Mill. Zl. betragende Beteiligung an der Elektro-

industrie. Außer den erwähnten, beteiligten noch andere Länder mit einer Gesamt-
summe von 50,5 Mill. ZL an verschiedenen polnischen Aktienunternehmen; es handelt
dabei um kleinere Beträge von Aktionären aus Brasilien, Dänemark, Südslawien, Luxem-
burg, Lettland, Palästina, Numänien, Ungarn, Italien wie auch aus der Freien Stadt

Danzig Der Anteil keines dieser Länder übersteigtjedoch 1 v. des in Polen investierten
ausländischen Akkienkllplkllls, so daß auf ein näheres Eingehen dieser Beteiligungen ver-

zichtet werden kann, ohne das Gesamtbild zu beeinträchtigen. Dr.

Die Logik der Tatsachen gebietet . . .

Die Ergebnisse der diesjährigen Anmeldungen zu den deutschen Minderheitsschulen
Ostoberschlesiens hat die polnische Presse mit triumphierender Schadenfreude zur Kennt-
nis genommen. Sie hat mit Genugtuung darauf verwiesen, daß die Zahl der die
deutschen Schulen besuchenden Kinder von 1922 bis 1936 von 27982

Ruf 10I81- d-h—VVU 14-7 auf 5-2 V· herabgedrücktworden ist. An der Bekundung
dieser Schadevfreudethtsich auch die »Gazeta Poiska« beteiligt Es ist immerhin
bemerkenswert,daß sich selbst dieses amtliche Organ dek polnischekiRegierung nicht scheut,
die U ",ha l tb a r e n e a U P k U U g e n zu wiederholen, mit denen das Blatt
des Wojewoden Grazynskidie deutsche Schule dieses vom Reiche losgetrennten Gebietes

Verfolgk-«Und Ran ble,deutscheSchule den Vorwurf des »Seelenkaufs« erhebt.
Dieser Vorwurfklmgk«wle

em»Hohn- Die »Gazeta Polska" behauptet, daß immer noch
»ein großerTeil polmschekKlkldek« die deutsche Schule besuche (!), weil von deutscher
Seite die in OstoberschleslenhekklchendeA r b e its l osig k e it zum ,,Ankauf polnischer
Kinder« ausgenutzt werde Es durfte aber auch der »Gazeta Polska« nicht unbekannt

sein, daß in Ostobeklchleslfenalle Machtmittel der Arbeitsmarkt-

Pvlikik lkl der Hand,",aklonalpolnischer Elemente befinden und daß
es in Ostoberschleslkllkein emzlgeg JUdUstkieUUkeMehtnenmehr gibt, auf dessen Personal-
politik irgendwelchedeutsche Faktoren noch irgendwelchen maßgeblichenEinfluß besitzen,
daß also die unheilvolle Lage des ostoberschlesischenArbeitsmarktes ein Faktor ist, der

ausschließlichvon p o l n i s ch e r Seite zum Ankauf volksfremder Schulkinder ausgenutzt
werden kann.

« «

"

Die »Gazkta Polska« beklagt dankt welker darüber,daß dem wirtschaftlichen Auf-
schwungD e utsch oberschlesienö»Alle kollesllllePropagandistische Bedeutung« zukomme.
Sie hat damit sicherlichRecht Aber»we««sie dann sagt, daß »ea tatsächlichFälle gibt,
in denen der polnifche Arbeitslose danF, daß el; sein Kind in die Minderheitsfchule schickt,
Arbeit in Beuthen erhält«,daß Also dle Beschafklgungo stoberschlesischerArbeiter in der
w e st oberschlesischen Industrie zu »Gekmllm«sierungszwecken«ausgenutzt werde, so
ist das wiederum eine verleumdekifche Behauptung Denn wenn das so wäre, dann
würden die polnischen Amtsstellen wohl schwerlichso ungemein großenWert darauf legen,
daß möglichstviele polnische Arbeiter aus Ostoberschlesienin der westoberschlesischenIn-

dustrie eingestellt werden, da sie dann doch nach der These der »Gazeta Polska« der Gefahr
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ausgesetzt sind, ihre Kinder in deutsche Schulen schicken zu müssen, und dann wäre es

zweifellos auch nicht so, daß ein sehr großer Teil der ostoberschlesischen Arbeiter, die

nach Beuthen oder in andere reichsdeutsche Grenzorte auf Arbeit gehen, Leute sind, deren
Kinder nach wie vor unbeanstandet polnische Schulen besuchen, anstatt, wie es nach der

These der »Gazeta Polska« der Fall sein müßte, bereits in deutsche Schulen umgeschult
worden zu sein.

Man könnte, wenn auch nicht von dem Blatte des Wojewoden Grazynski, so doch
« wenigstens von einem Organ von dem politischen Range der »Gazeta Polska« erwarten,
daß es bei der Beurteilung der ostoberschlesischenSchuloerhältnisse der Mühe unter-

zieht, ein wenig logisch zu denken. Die Logik der Tatsachen aber gebietet,
zuzugestehen, daß die deutsche Schule in Ostoberschlesien prak-
tisch gar keine Möglichkeit hat, Seelenkauf zu betreiben. Wenn
es volkspolitische Kämpfe und Auseinandersetzungen im ostoberschlesischen Schulwesen
gibt, dann nicht, weil die deutsche Schule etwa polnische Kinder zu herüberzuziehen
versucht, sondern weil es die unter staatlicher Duldung der polnischen Schule ausdrücklich
gestellte Aufgabe ist, die deutsche Jugend zu polonisieren, weil die polnische Schule nicht
nur eine bildende Unterrichtsstätte, sondern auch e i n e v o l k s p o l i t i s ch e K a m p f -

stätte ist. Dieser Kampfcharakter der polnischen Schule ist durch eine Ausstellung
über die Entwicklung des ostoberschlesischen Schulwesens unter Beweis gestellt worden,
die im Juni d. J. aus Anlaß der isjährigen ZugehörigkeitOstoberschlesiens zum polnischen
Staate in Königshütte veranstaltet wurde. Jn einem vom Ausstellungskomitee heraus-
gegebenen Führer durch die Ausstellung ist hierüber folgendes ausgeführt worden: »Noch
haben die in den Odertälern verstreut liegenden Aufständischengräbernicht vollständig
mit Blumen und Grün bedeckt, und schon ist an die Stelle der bewaffneten Reihen die

zweite Reihe der Kämpfer getreten . .. Die Waffe der schlesischen Auf-
ständischen hat der polnischen Schule die Arbeit ermöglicht, und

deshalb ist die polnische Schule eine Fortsetzung der Aufstän-
dischenidee«.

Beispiele politischer Minderheiienpoliiit
185 Monate Arrest und Gefängnis.

Als am 5. Juni in Tarnowitz 14 deutsche Jungen und Mädel, die dem Oberschlesischen
und dem Tarnowitzer Wanderbund angehört hatten, zu insgesamt über 100 Monaten

Gefängnis verurteilt wurden, waren bereits die Vorbereitungen für einen neuen P r o z eß
gegen weitere 22 Angehörige der deutschen Volksgruppe im Gange.
Der Prozeß fand am 7. Juli vor dem Konitzer Bezirksgericht statt. Es handelte hier
um eine Gruppe 16- bis 20jähriger Jungen, die für die Zeit vom 10.April
bis zum 10. Mai d. J. auf dem G ut K e nsau im Kreise Konitz zur Verrichtung von

Gartenarbeiten eingestellt worden waren. Es wurde gegen sie der Vorwurf erhoben, an

einem »Arbeitslager"teilgenommen zu haben; ein als Zeuge vernommener Gendarm wollte

sogar festgestellt haben, daß auf dem Gute Kensau ein ,,Kursus für militärischeVorbe-

reitung« durchgeführtwurde, eine Feststellung, die darauf beruhte, daß er gelegentlich
beobachtet hatte, wie die Jungen einmal einige gymnastische Uebungen machten. Ber-

urteilt wurden auch die beiden B e s i tz e r i n n e n d e s G u te s , zwei über 70jährige
Frauen, ferner die Jugendleiter der Deutschen Vereinigung, Armin

Droß und Gero von Gersdorff, die unter der Anklage standen, unter den Gartenarbeitern

von Kensau ,,politische Schulung« betrieben zu haben, v i e r M i t g l i e d e r d e r D e u t-

sch e n V e r e i n i g u n g , denen zum Vorwurf gemacht wurde, den beschäftigungslosen
Jungen die Arbeit in Kensau vermittelt zu haben, und schließlichzwei Mädel, von

denen das eine als Köchin für die Jungen angestellt war, während die Schuld des zweiten
Mädels darin bestand, der Köchin die Arbeitsstelle nachgewiesen zu haben. Die Angeklag-
ten wurden zu insgesamt 185 Monaten Arrest und Gefängnis und zwei
von ihnen, die das 17. Lebensjahr noch nicht überschrittenhatten, zur Unterbringung in

einer Erziehungsansialt verurteilt.
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Tendenzurteil in Schmiegel.
Bereits drei Tage nach dem Urteil von Konitz fand in Schmiegel ein weiterer

Prozeß gegen drei jugendliche Angehörige der deutschen Volks-

g ru pp e statt. Diesem Prozeß lag folgender Tatbestand zugrunde: Am 1. Mai d.J.

hatten sechs Polen einen von einer Versammlung der Jungdeutschen Partei in seinen
Wohnort Kotusch heimkehrenden Deutschen hinterrücks überfallen, ihn vom Fahrrad
gezerrt und mit Zaunlatten geschlagen. Auf seine Hilferufe eilten zwei seiner Kameraden

zu seiner Unterstützungherbei. Jn dem entspinnenden Handgemenge erhielt einer der

polnischen Wegelagerer eine so schwere Verletzung, daß er kurz darauf starb. Jn der

Verhandlung vor dem Schmiegeler Bezirksgericht saßen nun d i e ü b e r f a l l e n e n

Deutschen auf der Anklagebank, während die polnischen Angreifer
als B e l a st u n g s z e u g e n auftraten. Das Gericht verurteilte die Deutschen, ohne
sich der Mühe einer Klärung der einander widersprechenden Zeugenaussagen zu unter-

ziehen, zu Gefängnisstrafen von 10 Monaten, einem Jahr und drei

J ahr e n. Die Polen dagegen, die durch den Ueberfall auf die Deutschen den Tod ihres
Komplizen verschuldet hatten, gingen frei aus.

Das einzige deutsche Lehrerseminar Polens geschlossen.

Auf Grund des polnischen Gesetzes über die Organisation des Schulwesens vom

11. März 1932 sind im Schuljahr 1936s37 sämtliche,bis dahin bestehenden öffentlichen
und privaten Lehrerbildungsanstalten in Polen eingestellt worden, um in ein einheitliches
staatliches System pädagogischerLyzeen übergeleitet zu werden. Jm Verfolg dieser
Maßnahme hat auch die seit 70 Jahren bestehende deutsche Lehrer-
b i l d u n g s a n st alt in B i e l i tz , die einzige Anstalt dieser Art, über die die deutsche
Volksgruppe in Polen verfügte, a u fg e h ö r t z u b e st e h e n. Das mehrfache Er-

suchen, diese Anstalt als pädagogischesLyzeum bestehen zu lassen, ist vom polnischen Kul-

tusminister kategorisch abgelehnt worden. Daraufhin hat» am 28. Mai d. J. Senator
W i e s n e r eine Jntervention an den Kultusminister gerichtet, in der unter ausdrück-

lichem Hinweis auf das verfassungswidrige Verhalten des Ministers u. a. folgendes fest-
gestellt wird: »Die (Bielitzer) Lehrerbildungsanstalt war d i e e i n zi g e w i r k l i ch
dfuklche Anstalt l»MPalaischen Staat, und die Errichtung eines privaten
padagogischen Lyzeums in Bielitz würde nur die Fortsetzung einer bereits segensreichwir-

kendenAnstaltbedeuten. Die deutsche Volksgruppe ist der Ueberzeugung, d a ß o h n e

eine wirklich-deutsche Erziehung der Lehrer auch unsere deutsche
V o l k s Lchu l e i n, G e f a h r ist. Denn mit dem deutschen Lehrer steht und fällt die

deutscheSchuld-«DIEUfbekzeaglmkhdaß an einer st a a t l i ch e n Anstalt diese deutsche
Erziehung gewnhklelskekIst, besitzen wir nach den Erfahrungen der letzten Jahre nicht«
Die Verweigerung dek Errichkung eines privaten pädagogischen
Lyzeums mit deutschek Unkekrichtssprache in Bielitz ist also
gleichbedeutend mit de«rVerweigerung deutscher Lehrer für un-

skfk
e d e U k s ch e n K i n d e r. Eine Antwort auf diese Jnterpellation ist bisher nicht

er olgt.
Keine Ausbildungsmöglichkeitfür deutscheKindergårtnerinnen.

Ein typisches Beispiel dafük, Wle manche PolnischeStellen durch Verschleppung und

Jrreführung die deutsche VolksgkUpPe»zU schndigen verstehen, bietet das Verhalten
des Staatlichen Seminars sur Kindergärtnerinnen in Myslo-
Witz, das nach del· Auflösung des enszlgm deutschen Seminars dieser Art, das früher
in Bielitzbestand, zu Beginn des Schuljahkes19F56J37bekanntgegebenhatte, daß es einen

deutschsprachigenKurs für Kindergnktneklnkleneinrichten werde. Die Bekanntgabe dieser
Adsichtwar jedoch damalsso spclk ekfdlgk-daß nur 7 Meldungen rechtzeitig eingehen
konnten, was die Leitung des Seminars zum Vorwand nahm, um d i e V er sp r o ch e n e

Eröffaang des deutschspkachlged KUkses zunächst um ein Jahr
zu v e rsch i eb e n. Zu dem für das Schuljnhr 1937J38 vorgesehenen Kurs hatten sich
dann etwa 50 deutsche Mädchen gemeldet Als nun aber am 17. Juni die Aufnahme-
prüfung stattfand, stellte es merkwurdigerweise heraus, daß nur 22 von den etwa 50

Bewerberinnen der Termin der Prüfung mitgeteilt worden war! Nach der Prüfung
ließ man die Mädchen, die z. T. von weither, aus Galizien und Pommerellen, nach Mys-
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lowitz gekommen waren, zunächst fünf Tage auf den Bescheid der Prüfungskommission
warten, um ihnen dann endlich mitzuteilen, daß 14 von ihnen die Prüfung nicht bestanden
hätten und daß die übrigen 8 am p o l n i s ch e n Seminar teilnehmen müßten, da für sie
kein deutschsprachiger Kurs durchgeführt werden könne«

Deutsche Kinder sollen polnische Schulen existenzfähigmachen.

Der ,,Dziennik Bydgoski", das maßgebende Negierungsblatt der Wojewodschaft
Pommerellen, regte wieder einmal darüber auf, daß d i e D e u t s ch e n d e s

K r e i s e s S ch w e tz , in dem es zur Zeit nur drei deutsche private Volksschulen gibt,
eine vierte derarti e Schule zu errichten gedenken. Die Worte, die dieses amtliche Blatt

findet, um seiner Erregungüber diese Tatsache Ausdruck zu verleihen, sind für die durch-
aus negative Einstellung der polnischen Kreise zu den Lebensrechten der deutschen Volks-
gruppe so bezeichnend,daß sie hier wiedergegeben zu werden verdienen: »Auf die Nachricht,
daß die Deutschen die Genehmigung zum Bau einer eigenen Schule erhalten haben,
entstand in der polnischen Bevölkerung der ganzen Umgebung
eine starke Empörung. . . Es fanden Protestkundgebungen statt,
die von der Ortsgruppe des polnischen W e st v e r b a n d e s organisiert wurden. . .

Und es wurden auch Delegationen zu den zuständigen Stellen
e n t s a n d t.« Und dann wird weiter geklagt: ,,Jn der Nachbarschaft der polnischen
Schule wird nun ein deutsches Schulgebäude erstehen, und diese n eue Sch u l e wird
die Existenz der polnischen Schulen sowohl in Waldau wie in

der Umgebung untergraben, da die Kinder deutscher Natio-
nalität aus den Schulen herausgenommen werden dürften. Die

Zahl der Kinder wird in den polnischen Schulen zurückgehenund diese Schulen werden

nicht mehr existenzfähi sein.« Das polnische Blatt gibt also ausdrücklich zu, daß
die im Kreise ächwetzbestehenden polnischen Schulen ihre
Existenz im wesentlichen den deutschen Kindern verdanken, die

gezwungen sind, wegen des herrschenden Nkangels an d e u t s ch e n Schulen diese
v o l k s f r e m d e n Lehranstalten zu besuchen. Und das Blatt scheint es für ganz,

selbstverständlichzu halten, daß d e u tsch e Kinder zu nichts anderem da sind, als p ol-

n i s ch e Schulen existenzfähigzu erhalten, und daß es gewissermaßender Ausdruck eines

polenfeindlichen Willens ist, wenn die Deutschen das selbstverständlicheVerlangen haben,
ihre Kinder von deutschen Lehrern in deutscher Sprache und in deutschem Geiste unter-

richten zu lassen.

Regierung nnd Jugend in Polen
Es ist dem polnischen N e g i e r u n g s l a g e r , das nach dem Namen des

Marschalls Pilsudski benennt, trotz wiederholter Versuche niemals gelungen, in ein

engeres Verhältnis zur Masse der polnischen Jugend zu kommen. Die ,,Legion der

Jungen«, die vor allem auf akademischen Boden als ein organisatorisches Gegengewicht
gegen die rechtsoppositionellen Jugendverbändegedacht war, hat die Erwartungen, die

auf sie als ,,Negierungsjugend«gesetzt worden waren, enttäuscht. Und noch im Mai

d. J. hat Oberst Koc die Jugendfrage als eines der schwierigsten
politisch-staatlichen Probleme Polens bezeichnet und die Erfolglosig-
keit der Bemühungendes von ihm ins Leben gerufenen ,,Lagers der nationalen Einigung«,
die Jugend zu gewinnen, zugeben müssen. Kurz darauf aber begann das Negierungslager
von neuem das Ringen um die polnische Jugend. Den Austakt zu dieser Aktion bildete

am 18.Mai die Teilnahme des Marschalls Nydz-Smigly an einem seierlichen
Kommers einiger angesehener st u d e n t i s ch e r K o r p o r a t i o n e n. Dieser Besuch
des Marschalls wurde mit Recht als eine Geste der politischen Verständigungsbereitschaft
des Negierungslagers gegenüber der studierenden Jugend bezeichnet. Ein besonderer
Erfolg aber scheint diesem Appell an »die dynamische Kraft, die Begeisterung und das

Temperament« der jungen polnischen Intelligenz nicht beschieden gewesen zu sein. Die

nationalistischen Organisationen der Studentenschaft haben zu erkennen gegeben, daß sie
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dem H e e r s ü h r e r Nydz-Sniigly zu folgen bereit sind, daß sie den P o l i t i k e r dieses
Namens aber ablehnen müssen.

Einige Wochen darauf fanden dann kurz hintereinander d r ei b e d e u t s a m e

K u n d g e b u n g e n statt, auf denen das Negierungslager sein Verhältnis zur Jugend
klarzustellen und auszubauen versuchte. Jn Lemberg trat am 16. Juni die »Zarzewie«
zu einer Tagiing zusammen. Auf ihr war das Negieriingslager u. a. durch den stell-
vertretenden Ministerpräsidenten K w i a t k o w s k i , den Verkehrsminister Oberst
U l r y ch und den Präsidenten des Berbandes der Vaterlandsverteidiger General G o r e ck i

vertreten. Jn den Entschließungen,die auf der Tagung gefaßt wurden, stellte sich der

Verband im Prinzip hinter die Deklaration des Obersten Koe· Jn einigen ihrer, die

Jnnenpolitik betreffenden Forderungen aber ging die »Zarzewie«über die vom Obersten
Koe verkündeten Grundsätzehinaus, so wenn sie die A e n d e r u n g d e r W a l o r d -

nung und die Wiederherstellung der kommunalen Selbstverwal-
t u n g , damit also eine Lockerung des autoritären Kurses und eine N e d e m o k r a t i -

sie r u n g d e s ö f f e n t l i ch e n L e b en s verlangte. Die ,,Zarzewie« (d. »Glut«)
ist eine Organisation, die auf eine etwa 30jährige Tradition zurückblickenkann. Sie

berührt durch ihre grundsätzlichdemokratisch-parlamentarische Einstellung n a ch
rechts mit den gemäßigten endekischen und nach links mit den

bäuerlich-volksparteilichen Kreisen sowie mit den verschiedenen kleineren

Gruppen, die unter dein Sammelbegriff der ,,Front von Morges« zusammengefaßt
worden sind.

Drei Tage nach dieser LembergerTagung marschierte in Warschau der ,,V e rb an d

d e s j u n g e n D o r f e s«, eine angeblich etwa 100 000 Mitglieder zählendeOrganisation
der bäuerlichen Jugend, zu einer Kundgebung auf. Unter den Gästen befanden sich
Marschall Nydz-Sniigly, MinisterpräsidentSlawoj-Skladkowski und die

Minister Koseialkowski, Poniatkowski, Grabowski und Kasprzyrki.
Auf dem rechten Flügel des Negierungslagers ist diese Organisation nicht allzu beliebt.
Sie steht dort im Verdacht sozialradikaler, wenn nicht agrar-

revolutionärer und kirchengegnerischer Tendenzen. Sie· ist die

jugendlicheExpositur der auf dem linken Flügel des Negierungslagers stehenden, einfluß-
reichen politischen Kreise, der sogenannten ,,Berb esse r er", zu denen u. a. der Woje-
woduGrazynski und der LandwirtschaftsrninisterPoniatkowski gehören. An Zahl und

Ammka stehtdkk «V2kbllnd des jungen Dorfes« hinter den »Wici«, den jungbäuerlichen
Organisationen der Volkspartei, erheblich zurück,

Am 22' wllsdeVom Obersten Kor, dem Gründer und Leiter des ,,Lagers der

nationalenCinigungunter deni Namen »Das J uhge Polen-« eine dritte Organi-
illkwp ka »d1e, der »Ne81ekungnclbestehende Jugend ins Leben gerufen. Oberst Kor

enkwlceelkeM emek Eber Alle Polnischen Sender verbreiteten Rede das naturgemäß eng
an die Grufndsatze des »Lagers der nationalen Einigung« ange-
l E h U k V P D l I k) e P k D g k

f! M kn des neuen Verbandes Als neues Moment kam
nur hinzu, daß die Junge Generationneben dein um die UnabhängigkeitPolens verdienten
Soldaten als zweikek, »dle ZUFUUfkund die Größe Polens tragender Faktor« aner-

kannt wurde.
»

An diesen neuerlichen BEMUhUUSÄUdel-· polnischen Regierung um die Jugend fällt vor

allem eines auf: daß sie an drei Stellen und mittels dreier Organi-
sationen zu gleicher Zelt erfolgen Es ist an sich denkbar, daß die Absicht
besteht, durch dieses getrennte Vorgehendie ideenverwandten,gemäßigterenKreise sowohl
der rechten wie der linken Oppositionzunachsteinmal mit Hilfe der ,,Zarzewie«und des

»kabkmdkg des jungen Dorfes« politisch zu akklimatisieren, um sie dann später in der

eigentlichen Negierungsjugend, dein Vetbande des Obersten Koc, zusammenzufassen
Wahrscheinlicherist aber- daß in dem»8ekkeklllkenVorgehen das Bestreben der verschiedenen,
im Negierungslager vereinigten pocljklschen«NlchkUngenzum Ausdruck kommt, sich ihre
eigenen, auf ihre speziellepolitische JPeDlDSIefestgelegtenJugendorganisationen zu sichern.
Wenn das so ist, dann hat es beiden Kundgebungenvom 16., 19. und 22. Juni um

Aktionen gehandelt, die nicht aus Grunden der politischen T a k t i k , sondern aus Gründen
der politischen K o n k u rr e nz getrennt von einander durchgeführt worden sind. Es
bleibt abzuwarten, wie sich die Aktionen auf die polnische Jugend auswirken werden,
die in ihrer Masse nach wie vor in den oppositionellen Lagern auf der Rechten und der

Linken verharrt.
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Die politische Lage in Danzig
Seit der Machtübernahme durch den Nationalfozialismus am 20. Juni 1933 hat sich

die innerpolitische Struktur der Freien Stadt Danzig von

G r u n d a u f g e ä n d e r t. Die wiederholten Einmischungsverfuche des Völkerbundes
haben die Entwicklung zur unbedingten Alleinherrschaft des Nationalsozialisrnus nicht
aufzuhalten vermocht. Die oppositionellen Parteien sind gerade an der Hilfe, die sie in

Genf gesucht und gefunden haben, gescheitert. Die marxistischen Parteien sind praktisch
erledigt. Die Deutschnationale Partei hat durch die Selbstauflösung die einzig mögliche
Folgerung aus der durch die Abberufung Sean Lesters geschaffenen Lage gezogen.
So ist von den alten Parteiresten nur noch das Zentrum vorhanden, das sich in der

Hoffnung auf fremde Hilfe in aussichtslosen Rückzugsgefechtengegen den National-

sozialismus erschöpft. Jm Danziger Volkstag haben sich die Reihen der Opposition durch
die Flucht ins Ausland und durch den Uebertritt zur nationalsozialistischen Bewegung
gelichtet. Am 5.Mai d.J. hat der Volkstag mit 2s.-;-E)Rehrheitdie Verlängerung des

Ermächtigungsgefetzesfür die Regierung beschlossen. Der Kampf um die IRacht in

Danzig hat mit der Zerschlagung der oppositionellen Parteien und
mit dem stillschweigendenVerzicht des Völkerbundes auf weitere Ein-

mischungsversuche in die innerpolitischen Angelegenheiten des
S t a a t e s geendet.

Dieser Sieg der nationalsozialistischen Jdee in Danzig verdient vor allem deshalb
Beachtung, weil er unter ausgesprochen ungünstigen wirtschaftlichen
B e g l e i te r s ch e i n u n g e n hat erkämpft werden müssen. Die Freie Stadt Danzig
hat an dem wirtschaftlichen Aufschwung des Deutschen Reiches nicht oder doch nur

mittelbar teilnehmen können. Daran wird sie durch die Kompliziertheit ihrer in Versailles
begründetenRechtsstellung gehindert. Der Danziger Eigenhandel ist infolge der feind-
seligen Wirtschaftspolitik des polnischen Staates fast völlig zum Erliegen gekommen. Der

Güterumschlag im Danziger Hafen hat 1929 fast 1493 Mill. Zloty und

1933 nur noch etwas über 408 Mill. Zloty betragen; er ist 1936 auf etwa 377 Mill.

Zloty zusammengeschrumpft. Jn den gleichen Jahren aber ist der Güterumschlag im

Gdingener Hafen von 134 über 536 auf 948 Mill. Zloty gestiegen. Der Wert des

seewärtigenAußenhandelsist in Danzig in der Zeit von 1929 bis 1936 also auf etwa ein

Viertel zusammengeschrumpfh in Gdingen dagegen um etwa das Siebenfache gestiegen.
Vor zwei Jahren hat Danzig seine W ü h r u n g a b w e r t e n müssen. Diese Maß-
nahme hat einen Rückgangdes Lebenshaltungsstandes um etwa 30 v. gegenüber 1933

zur Folge gehabt. Es ist weiter ein rigorofes S p a r p r o g r a m m unvermeidlich
gewesen, in dessen Gefolge die öffentlichenArbeitsbefchaffungsmaßnahmenhaben einge-
schränkt werden müssen. Jn den letzten Jahren sind insgesamt etwa 30 000 Dan-

zig e r
, Pensionäre und Arbeitssuchende, teils für dauernd, teils für vorübergehend

i n s R e i ch a b g e w a n d e r t. Das hat auf der einen Seite einen empfindlichen
Konsumausfall und eine bevölkerungspolitischeSchwächung Danzigs zur Folge gehabt,
auf der anderen Seite aber die Gesundung der Danziger Finanzen gefördert und zu einer

nachhaltigen Entlastung des Danziger Arbeitsmarktes geführt. Von den über 30 000

Arbeitslosen, die 1933 in Danzig vorhanden waren, sind zur Zeit nur noch etwa

4600, zum großen Teil wegen Ueberalterung, Krankheit Ufw. nicht mehr voll einsah-
fühigeArbeitslose übriggeblieben,so daß man d i e A r b e i t s l o si g k e it in D a n z i g
als praktisch überwunden ansehen kann.

Seit der Machtergreifung durch den Nationalsozialismus hat der V ö l k e r b u n d

keine Gelegenheit mehr gehabt, die Rolle eines ,,Schiedsrichters«in den zwischen D a n z i g
u n d P ole n schwebenden Streitfragen zu spielen. Die wichtigsten dieser Fragen hat die

nationalfozialistische Regierung auf dem Wege direkter Verhandlungen mit Polen
vertraglich zu regeln versucht. Von einer endgültigen Beruhigung der

deutsch-polnischen Beziehungen auf dem Danziger Abschnitt
i st a l l e r d i n g s nich t d i e R e d e. Dem eindeutigen deutschen Charakter der

Freien Stadt steht das imperialistische Machtstreben des polnischen Staates entgegen, das

seinen Ausdruck in einem zähen Ringen um die Ausweitung der sogen. pol-
nischen Rechte in Danzig und in einer systematischen volkspolitischen
Wühlarbeit der polnischen Organisationen und Amtsstellen
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a u f D a n z i g e r S t a a t s g e b i et findet. Und auf welchen Schleichwegen Polen
Danzig gegenüber zum Ziele zu kommen versucht, das hat der ehemalige diplomatische
Vertreter Polens in Danzig, Dr. S t r a s b u r g e r , in seiner vor einiger Zeit erschienenen
Kampfschrift mit folgenden Sätzen verraten: ,,Danzig ist die Frage Polens. Danzig ist
ein Eigenbegriff und gehört auf Grund seiner Vertragsgrundlagen eher zu Polen als zu

Deutschland. Es gibt keine Danziger Bevölkerung, die zur deutschen Nation gehört,
sondern es gibt ,Danziger Menschen’, wie es ,österreichischeMenschen’ gibt". Die

Ereignisse der letzten Jahre haben wohl zur Genüge bewiesen, daß Nechtskonstruktionen
der Art, wie sie Strasburger zur Grundlage seiner Bewertung der Danziger Frage zU

machen versucht, nicht imstande sind, die Dynamik der völkischen
Kräfte zu hem men und daß das politische Bekenntnis einer Bevölkerung von der

Kraft völkerbewegenderIdeen, nicht aber von den Klauseln eines juristischen Systems
abhängig ist.

,,Lieiuvos Midas-« kritisieri ,,Osiiaud«
Das litauische Negierungsblatt ,,Lietuvos Aidas« hat sich in seiner Nummer vom

20.Mai mit der Besprechung auseinander-gesetzt, die das »Ostland" (Nr.9s«1937) der

Schrift des amerikanischen Gelehrten Dr» Kalijarvi »Die Entstehung und rechtliche
Natur des Memelstatuts« gewidmet hatte. Es lohnt sich nicht, sich mit den Versuchen
des Kauenec Blakkes, geschichtlicheund gegenwärtige Tatsachen zu leugnen, im Einzelnen
zu befassen. Nur auf einige Sätze, die aus grundsätzlichenErwägungen heraus von

deutscher Seite nicht unwidersprochen bleiben dürfen, soll im Folgenden kurz eingegangen
werden. Denn diese Sätze sind darauf berechnet, den rechtlichen Charakter des Memel-

statuts zu verschleiern. Es wird da die Ansicht vertreten, daß die A uto n o In i e d es

M e m e l g e b i e t e s nicht auf einem internationalen Vertrage beruhe, sondern durch
eineneinseitigen Akt der gesetzgebendenKörperschaft Litauens konstituiert worden sei. Es
wird behAUPkek-daß das Memelstatut »ein freier Willensakt Litauens« sei, in dem dieses
den Umfang dek Necl)ke- die es einem autonomen Teil seines Staatsgebietes zu gewähren
bereit gewesensei, festgesetzthabe.

» Ed lallt »mch,klchwek- zu erkennen, wohin derartige Behauptungen zielen: Wenn es

nat-nichtallachlich li?Wäre, wie der »Lietuvos Aidas" behauptet,dann ergäbe logischer-
weise darauscdaß die gesetzgebendenFaktoren Litauens die Autonomie des Niemelgebietes
diikcheinen ei,iilael)eii,NechkSaktauch von sich aus wieder außer Kraft setzenkönnten, ohne
irgendwelcheiiikemtlklpnaleKomplikationen befürchtenzu müssen. Aber schon die einfache
Tallache- daß dad,didh,eenicht geschehen ist, daß die litauische Regierung vielmehr seit
1924 Allen Schnell-Um ihkek Juristen aufbietet, um die Signatarmächte und das Haager
Schiedsgerichl glauben z« ,macheii-daß die Bestimmungen des Memelstatuts von ihr
niemals dellelZl woldeiileleii- ldllke eigentlich genügen, d i e B e h a u p t u n g e n d e s

lileiliilcheii Negiefiiiigebiattes als völlig verfehlt erscheinen«zu

lassen- Die Akk- iii del die llldmlcheRegierungdie Memelfragevor dem internationalen

Forum behandelt, zeigt, daßsie leidetweit davon entfernt ist, das Memelstatut für das

Produkt eines freien liilllllschellWillensakteszu halten, und daß sie selber keine Möglich-
keit sieht, deki iiiiekiialidiial derbmdllcheii RechkScharakterdieses Statutes zu leugnen.

Es ikllfl deinewegd ,zU- dfiß das Memelstatut ein freier
ii t a u i s ch e r W i l l e n s a k ists Seltens der litauischen Regierung ist zwar am

7« Mai 1923 eine A u to n o m 1e,e
r k l a ou n g veröffentlichtworden. Diese Erklärung

hat jedoch keinerlei rechtliche Wikkkiklg gehabt. Schon aus dem einfachen
Gkunde nicht, weil das Memelgebiet damals uberhaupt noch kein Bestandteil Litauens

war. Jn dieser Beziehung sei Noch einmal M den Davis-Bericht vom 12. März
1924 erinnert, in dem es u. a. heißt,daß »der Uebergangder Souveränität automatisch
zukückgestelltbleibt, diei dek Veilmg (d· h— INemelkonvention einschließlichdes

Memelstatutes) von allen Parteien dUkch,Rai»lflzierungvollzogen sein wird«. Jm

M ai 1923, als die genannte Aukonvmleekklarungerfolgte, ist d i e lita uisch e

Regierung also noch gllk Nicht in· dek Lage gewesen, dem Memel-

gebiet irgendwelche Rechte, wie B. das der Autonomie, zu

verleihen. Und es ist unter diesen Umstanden auch sinnlos, wenn der ,,Lietuvos
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Aidas« »inseinem zitierten Artikel erklärt, Litauen habe durch seinen Willensakt seine
Souveranitätsrechte in keiner Weise beschränkt· Denn wo einer keine Rechte hat,
kann» er auch auf keine Rechte verzichten.

Jst die litauische Autonomieerklärungr e ch t l i ch belanglos geblieben, so hat sie
p o l1 tt doch in zweifacher Hinsicht eine gewisse, wenn auch nur theoretische Bedeu-

tung»gehabt. Erstens insofern, als die litauische Regierung durch die Abgabe dieser
Erklarung die von Großlitauen grundsätzlich verschiedene völkische
Struktur des Nlemelgebietes sichtbar und ausdrücklich aner-

k a n n t hat; und zweitens insofern, als die litauische Regierung gehofft hat, die Bot-

schafterkonferenzdurch eine solche Erklärung von der Absicht, eine internationale Garantie
der memelländischenAutonomie zu errichten, abbringen zu können. Diese Hoffnung ist
aber nicht in Erfüllung gegangen. Wie P o i n r a r å am 9. Mai 1923 den Vertretern
der alliierten Mächte in Kauen mitgeteilt hat, hat d i e B v t s ch a te r k o n f e r e n z
die litauische Erklärung als ,,null und nichtig« betrachtet. Und
in dem gleichen Sinne hat auch der italienische Vertreter in Lettland den litauischen
Geschäftsträger in Riga am 12. Nkai unterrichtet.

Es steht also fest, daß das Memelstatut nicht die Folge einer einseitigen litauischen
Willensäußerungist. Es enthält vielmehr, als ein wesentlicher Teil eines internationalen

Vertrages, nämlich der Memelkonvention, die Litauen auferlegte und von diesem aner-

kannte Verpflichtung, dem Memelgebiet in dem vertraglich festgelegten Rahmen die
Autonvmie zu erhalten. Die Anerkennung dieser Verpflichtung ist die

Voraussetzung dafür gewesen, daß Litauen die ouveränität

über das IRemelgebiet zuerkannt worden ist. Litauen ist nicht
in der Lage, durch einen einseitigen .Akt von dieser Ver-

pflichtung zu lösen.

Osicand-Chronit
Grenzrevisiongpwpaganda Das Warschauer »ABC", das Organ

Aus Anlaß der Einweihung des Frei-
heitshügels bei Piekar, die am 20· Juni,
dem 15. Jahrestag des Einmarsches der

polnischen Truppen in Ostoberschlesien,
stattfand, ließ das Organ des ostober-
schlesischenAufständischenverbandes,,,Pow-
staniec«, u. a. folgendermaßenvernehmen:
»Wir stehen auf dem Gipfel des Freiheits-
hügels und schauen mitTrauer und

Leid auf den unbefreiten Teil
S ch l e s i e n s. Der Freiheitshügelmöge
für unsere Brüder jenseits der Grenze ein

Beweis dafür sein, daß wir wachsam sind
und sie nicht vergessen· Der Tag der

Befreiung wird auch für sie
k o m m e n. . . . Der Freiheitshügelzeugt
von unserem Offensivgeist. Er soll
das Symbol unseres Wirkens, unserer
Wünsche und Taten sein. .. Leider ist
unsere polnische Westgrenze
blutend, weil wir seinerzeit
noch zu schwach waren,um das

zurückzuholen,wasunsberech-
tigterweise gehört, urn die

Grenzpfähle hinter die Oder

zu stecken und sie an den Sudeten

zubefestigen.«
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der nationalradikalen Partei, äußerte
in seiner Nr. 203 vom 29. Juni d. J. über

die polnische Meerespolitik u. a. in folgen-
der Weise: »Dorthin, nach dem Norden,
ist heute die Hauptlinie der pol-
nischen Expansion gerichtet. Dort,
am Ufer der Ostsee, müssen die Grundlagen
der polnischen Macht aufgebaut werden.

Gerade heute, an dem in ganz Polen ge-

feierten Tage des INeeres, konzentrieren sich
die Gedanken aller Polen auf das Meeres-

problem, träumen sie von

kommenden Triumphen, die

unsere Position im Norden be-

ründen werden. Das Problem der

.Ostsee ist vor allem das Problem der

Weichsel, also das Problem Danzigs.
Ohne Danzig hat Polen in

Wirklichkeit keinen Zugang zur
O stsee. . . Aber das Problem der Ost-
see ist ein wesentlich größeres Problem:
Es ist das Problem Litauens, wo wir die

Vernichtung des jahrelang verfolgten und

gedrücktenPolentums nicht zulassen können.
Der Standpunkt des polnischen Staates

muß scharf kompromißlossein. L i t a u e n

ist das natürliche Gebiet der



Polnsicshchsknl
kulturellen und

wirt a t ichen E pan ion...
Das Problem der Ostsee dassProblem
Ostpreußens. Die heutige deutsch-
polnische Grenze ist hie-r eine

Zwufallserscheinung Ostpreußen
Ist seiner Natur nach ein geographisch zu
Polen gehörendesGebiet Das ganze
polnische Volk ist der Ansicht,
daß wir ohne die Lösung der

ostpreußischen Frage kaum

festen Fuß an der Ostsee fassen
kö n n e n. Das Problem der Ostsee bezieht
sich auf die Zusammenarbeit mit

allen baltischen Staaten, wie

Schweden, Finnland, Dänemark, Estland
und Lettland". Die Zusammenarbeit aller

dieser Staaten, heißt es zum Schluß, sei
dazu bestimmt, zu verhindern, daß Deutsch-
land oder Nußland die Vorherrschaft in

der Ostsee gewinnen.
Wenn die hier vorgetragenen Auf-

fassungen den Vorstellungen entsprächen,
die die polnische Regierung von

Oberschlesien und Ostpreußen hat, dann

müßten derartige Artikel als p o l n i s ch e

Gewaltandrohung aufgefaßt werden.
Aber auch wenn die Regierung anders
darüber denkt, bleibt zu bedenken, daß
dek »P0wstaniec« das Organ eines Ver-
bandes ist, der der weitestgehenden Für-
sorge des Wojewoden Grazynski erfreut
und zum Negierungslager e-

h D V k
-,

Und daß Auch das »ABC" das
Blatt einer politischen Gruppe ist, Um deren

TBPthDllM das Negierungslagerbe-
muht. Vor allem aber zwingt die Tat-
sache-daß dle Veroffenkllchllllgenderartiger
Artikel in der polnischen Presse gestattet ist
zu der Erkenntnis, daß die polnische Regie;
rung es daran fehlen läßt, den von ihk mit
dem Deutschen Reiche geschlossenen Ver-

trägen innerhalb ihres Skallkes den not-

wendigen Respekt zu verschaffen.

Ein armer Jrrer war in Königsbeeg

Wenn nachstehend ein Artikel eines

Warschauer Rechtsblattes auszugsweise
zitiert wird, so geschieht das aus einer

gewissen Schadenfreude heraus, die man

als deutscher Journalist über die Dumm-

heit gewisser polnischer,,Kollegen«empfin-
det. Jn dem Artikel erzählt einer dieser
Leute davon, was er in Königsberg erlebt

haben will: »Ich bin in Königsberg Die

Stadt macht einen abstoßenden,düsteren
Eindruck, als wenn ihr Sonne und Freude
fehlten. Ningsumher drückt das Preußen-
kum den neuen Stadtteilen seinen Stempel
auf. ElRan hört die deutsche Sprache. Wo

ist das frühere Gesicht Königsbergs, das

fröhliche polnische Gesicht? Von der

früheren prachtvollen Vergangenheit
sprechen die alten Stadtteile mit ihrer
Schönheit und ihrem Reiz. Die alten

Speicher am Pregel träumen ähnlich wie

die Danziger an der Weichsel von alten

Zeiten. Der Dom, das Schloß, die Neste
der Befestigungsanlagen und alten Straßen
rufen längst vergangene Bilder zum Leben.

Es scheint, als ob in diesen Gassen die

polnische Schlachta drängt, die einst zu

Handelszwecken immer diese Stadt besuchte,
als ob unter dieser hiesigen und zugereisten
Bevölkerung die Laute unserer Sprache
ertönen Aber die strenge Wirklichkeit
weckt uns unbarmherzig aus diesem schönen
Traum . . . Wie anders atmet man in

diesen Stadtteilen mit ihrer brutalen und

materialistischen Neuzeitlichkeit,Steifheit und

Banalität Bedrückten Herzens sieht
man, wie in Königsberg, dem einstigen
Zentrum des polnischen Lebens (!!), das

Deutschtum breit macht." So zu lesen im

,,ABC", Nr.122 vom 19. April 1937l

Es ist vielleicht nicht überflüssig hinzuzu-
fügen, daß das »ABC« eine national-

radikale Tageszeitung und kein Witz-
blatt ist-

Volksbundheim in Lipine geschlossen
Wieder haben die polnischen Behörden

in Ostoberschlesien ein deutschesJugendheim
geschlossen, das Heim in Lipine, das

der Volksbund für den ,,Deutschen Jugend-
verein Lipine« gemietet hatte. Man muß
sich hierbei daran erinnern, daß diese Heime
für die zum weitaus größten Teil arbeits-

lose deutsche Jugend weit mehr als nur

Stätten gelegentlicherZusammenkünftebe-

deuten, daß diese Heime vielmehr dazu be-

stimmt sind, die unbeschäftigteJugend von

der Straße und aus den Gastwirtschaften
fernzuhalten, daß sie also nicht nur eine

nationale, sondern in noch höherem Maße
eine soziale Aufgabe erfüllen. Den

deutschen Jugendvereinen wird durch die

Schließungihrer Heime nicht nur eine

Heimstättegenommen, sondern die Mög-
Ilchkeit einer Betätigung schlechthin unter-

bunden; den-n Zusammenkünfte im Freien
Werdenpolizeilich verfolgt, und die Raum-
miete in Gasthäusern scheitert fast stets
entwederan der He e der polnischen Ver-
bande oder an der rmut der Mitglieder
der deutschen Jugendvereine. So ist auch
die Schließungder deutschen Jugendheime
eines der zahlreichen Mittel, die die polni-
fchen Behörden zur Schwächung der deut-

schen Jugendbewegung anwenden.
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Polen und die deutschen Kolonien

Beim diesjährigen »Fest des Meeres«,
das am 11. Iuli in Anwesenheit des polni-
schen Staatspräsidenten stattfand, schloß
einer der offiziellen Redner seine Ansprache
mit den Worten: »Wir rufen es laut
in alle Welt: Wir wollen Kolo-
nien l« Es ist bei diesem Wunsch nach
Kolonien verständlich,daß man in Polen
mit gespanntem Interesse die deutschen
Aktionen in der Kolonialfrage verfolgt·
Polen ist der Meinung, an deren Erfolg
ein doppeltes Interesse zu haben. Es

braucht kaum erwähnt zu werden, daß
Polen keineswegs aus purer Begeisterung
für einen Sieg der internationalen Gerech-
tigkeit Deutschland auf seinem Wege in die

Kolonien mit seinen Segenswünschen be-

gleitet. Sein Interesse an dieser Frage
beruht auf einer sehr egoistischen Speku-
lation. Polen hofft, bei einem Wiederein-
treten Deutschlands in den Kreis der Kolo-

nialmächte »miteinsteigen«zu können. Man
bedenke nun folgendes: Der Führer hat in

seiner letzten Reichstagsrede gesagt, daß die

deutsche Kolonialforderung nur an die-

jenigen Nlächte gerichtet ist, die den früheren
deutschen Kolonialbesitz unter aufgeteilt
haben. Es ist selbst im günstigstenFalle
nicht damit zu rechnen, daß diese Mächte
jemals zugeben werden, daß auch andere
als frühere deutscheKolonialgebiete als einer

Neuverteilung unterliegend angesehen wer-

den. Das aber bedeutet, daß Polen, sofern
es an die Erwerbung überseeischenBesitzes
denkt, darauf spekuliert, die Westmächte
dazu veranlassen zu können, ihm einen Teil
des ehemals deutschen Besitzes zu über-

eignen. INan wird zugeben müssen, daß
ein solches Verfahren, wenn es wirklich ein-

mal eingeschlagen werden sollte, in bezug
auf das deutsch-polnische Verhältnis eine

Fortsetzung der Versailler Politik darstellen
würde. Es gibt nichts, was vernünftiger-
weise angeführt werden könnte, um dem

deutschen Volke ein solches Verfahren als

vom Standpunkte der internationalen

JNoral und der nationalen Ehre tragbar
erscheinen zu lassen. Deutschland verlangt
seinen Besitz nicht zurück,um ihn an einen

Staat, dem es nicht das geringste zu
danken hat, weiterzugeben. Wenn polnischer-
seits die deutsche Kolonialforderung an-

erkannt wird, so geschieht das weiter auch
deshalb, weil dort erwartet wird, daß
ein im Besitze überseeischerGebiete befind-
liches Deutschland weniger intensiv mit den

Qstfragen beschäftigenoder gar ganz
vom Osten abwenden werde. In Polen gibt
man offenbar gern mit einem erleich-
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terten Aufatmen derartigen Ueberlegungen
hin. Es bedarf kaum eines Hinweises dar-

auf, daß Deutschland aus den Fehlern
seiner Vorkriegspolitik zu viel gelernt hat,
um sie noch einmal zu begehen.

Tobis gegen ,,Tobis«
Einen Fall grotesker Nechtsprechung

hat das Warschauer Bezirksgericht kürz-
lich geleistet. Seit einer ganzen Reihe von

Iahren it die Bezeichnung »Tobis« als
Name einer deutschen Filmgesellschaft
bekannt, nicht nur in Deutschland, sondern
auch in allen andern Ländern der Welt.
In Warschau gibt es nun einen aus Gali-

zien stammenden JNanm der auf den Na-
men I a n u s z T o b i s hört. Und dieser
INann scheint auf den Gedanken gekommen
zu sein, daß die deutsche Filmgesellschaft die

Absicht gehabt haben könnte, Jlkißbrauch
mit seinem Namen zu treiben. Jedenfalls
hat er gegen die Tobis-Klangfilm GmbH.
einen Prozeß angestrengt mit dem Ziel, der

deutschen Gesellschaft in Polen den Ge-

brauch des Namens Tobis verbieten zu
lassen. Und das Warschauer Gericht hat
tatsächlich dem Antrag des Klägers statt-
gegeben und bis zur Nechtsgültigkeitdes
Urteils eine entsprechende e i n st w e i l i g e

Verfügung erlassen, die der

Gesellschaft in Polen den Ge-

brauchihres Namensverbietet.

Das Warschauer Appellationsgericht hat
dem Versuch des galizischen Tobis, mit

Hilfe seines Namens in die große Politik
einzuschmuggeln, allerdings durch die Auf-
hebung der einstweiligen Verfügung vor-

läufig ein Ende gemacht. Wenn sich
nun noch ein Kazimierz U f a , ein Wladys-
laus H a p a g und einige andere Polen mit

ähnlichen Namen finden, die gleichfalls
mit den aus verschiedenen Worten zu-

satnmengezogenen deutschen Firmenbezeich-
nungen decken, dann könnte daraus

schließlichnoch ein dankbares Objekt für
eine neue Aktion des polnischen Westver-
bandes ergeben.

Das polnische Winterhilsswerk
Im Winterhalbjahr 1936s37 ist in

Polen zum ersten Nkal ein allgemeines
Winterhilfswerk durchgeführtworden.

Bis dahin hat man die Unterstützungs-
aktion lediglich aus öffentlichenMitteln

bestritten; nur hier und da hat es daneben

auch private Einrichtungen gegeben, die

aus ihren Sammlungen aber nur geringe
Beträge zu dem Hilfswerk beizusteuern ver-

mochten. Die Niethoden des Winterhilfs-
werks 1936s37 haben in virlem dem deut-



schen Vorbild geglichen. Der Erfolg läßt
allerdings mit dem des deutschen

Werkes in keiner Weise vergleichen, wobei

noch zu bedenken ist, daß der polnische
Staat zu gleicher Zeit seine eigenen Unter-

stützungen wesentlich eingeschränkt
hat. Es hat bei den Ergebnissen des

Winterhilfswerkes also nicht um eine

zusätzliche Unterstützung für
die Arbeitslosen gehandelt. Durch
die fünfmonatigen Samnilungen sind in

ganz Polen 32,7 JRillionen Zloty
aufgebracht worden, z.T. in bar, z.T. in

Waren. Auf den Kopf der Bevölkerung
sind demnach monatlich an Spenden knapp
0,20 Zloty (= 0,09 NNIJ entfallen. Von

einer besonderen Opferfreudigkeit ist also
wenig zu spüren gewesen. Die Organi-
sation, die viel zu spät, erst im Oktober,
in Angriff genommen wurde, hat nicht
richtig geklappt; die Durchführungist stark
bürokratisch gewesen, und die Hilfsbedürf-
tigen haben z. T. bis in den Februar hinein
auf die ihnen zugedachten Unterstützungen
warten müssen. Zum großen Teil sind die

IRittel durch Besteuerung der Arbeiter,
Angestellten und Beamten, teilweise auch
durch monatliche Straßensammlungenauf-
gebracht worden. Als ein Fehlschlag hat
sich die nach der Größe der Wohnungen
gestaffelte freiwillige Abgabe der Wohnungs-
inhaber erwiesen. Nicht viel besser ist das
Ergebnis der freiwilligen Abgaben dkk
Handwerksbetriebe, der Handklgunkek-
nehmungen und der freien Berufe gewesen·
diese haben z· B. in der WojewodschafE
Schlesien nuc 14,82, bzw. 18,15 bku
22,64 v. der veranschlagten Beträge
erbracht. Nach den Angaben des

JRinisteriiims für soziale Fürsorge heika
in ganz Polen von den gesammelkm
32,7 IRillionen Zloty 1,8 Millionen
Menschen (einsrhließlichder Familien-

mitglieder) Unterstützungerhalten. Das

ergibt eine durchschnittliche monatliche
Unterstützungssummepro Kopf von

3,60 Zloty (=- 1,70 NOR.).

Der polnischePavillon
Der Krakauer ,,Jlustr. KuryerEodz.«

setzte kürzlichsehr kritisch,mit der

Beteiligung Polens an der Pariser Welt-
Uusstellung auseinander. Das Blatt meinte,

daß die verantwortlichen polnischen Stellen

bei der Ausführung und Ausstattungdes

polnischen Pavillons zu knauserig gewesen
seien, da sie nur 2 Millionen Zloty aufge-
tvandt hätten, während das ,,arme«

Deutschland hierfür 50 JRillionenZloty
bereitgestellt habe. Der Artikel schloß

mit folgenden Sätzen: »Wie steht es

in Wahrheit damit, daß der polnische
Pavillon zu den schönstengehören und die

Welt in Erstaunen setzen werde? Wenn

er in Erstaunen versetzt, dann höchstensim·
negativen Sinne. Der polnische Bau,
neben dem deutschen Monumen-

talbau, sieht armselig und bla-

m a b el aus, und selbst wenn er ein

architektonisches Kunstwerk wäre, müßte
er bei dem Konstrast ein ironisches
L ä ch e l n hervorrufen. Der polnische
Pavillon, der nach dem osfiziellen Kommu-
nikat die Welt in Erstaunen versetzen sollte,
sieht wie ein schlechter Anbaii des

deutschen Pavillon aus« — Der

polnische Pavillon wurde am 16. Juni
e r ö f n e t.

Polnische Besuche
Jn Berlin trafen am 2. Juli 20 pol-

nische Marinepfadfinder ein.

Sie wurden von Vertretern des Grenz-
und Auslandsamtes der Neirhsjiigendfüh-
rung empfangen. Bei diesem Besuch handelt
es um eine der Gruppenfahrten polni-
scher Pfadfinder, die aus Grund einer Ver-

einbarung mit der Hitlerjugend erfolgen. —

Am 5·Juli kamen 50 polnische Par-
l a m e n t a r i e r

, Sejm- und Senatsmit-

glieder, nach Berlin, unter ihnen der deut-

sche Scnator Hasbach. Sie wurden von

Vertretern des Neichsnährstandes,des Pro-
pagandaministeriums, der Dienststelle des

Botschafters von Nibbentrop und des

(Deutsch-) Polnischen Institutes empfangen.
Sie unternahmen eine einwöchigeStudien-

reise durch das Deutsche Reich, um deutsche
landwirtschaftliche Einrichtungen kennen zu
lernen. — Für die polnischen Dele-

gierten zum Kongreß der Inter-

nationalen Handelskammer fand
am 2. Juli auf Einladung des Präsidenten
der Deutschen Handelskammer für Polen,
Fkh. von Gregory, ein Empfang im Ber-
liner Auslandsklub statt, an dem von deut-

scher Seite Vertreter des Neichswirtschafts-
ministeriums, der Neichswirtschaftskammer,
desNeichsernährungsministeriums,des Aus-

wartigen Amtes und der Dienststelle des

BD«kschaftersvon Nibbentrop teilnahmen.
— Eine Gruppe von 30 Studenten
der Posener Handelshochschule
legte am Denkmal Poniatowskis in Leipzig
Kränze und Blumen nieder. Dabei legte
sie im Namen der akademischen Jugend
Posens einen »Treueschwur für die Jdeale
des polnischen Staates und für die polni-
sche Ehre« ab.
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Bücher über den Osten
Die Entwicklung der wirtschaftlichen und

sozialen Verhältnisse in Weftoberschlefien nach
"

der Teilung. Von H a n s - O t t o v o n

B o r k e. Volk und Reich Verlag, Berlin
1937. 160 Seiten. Preis 4,50 NOT — Die
Arbeit gibt einen klaren Ueberblick über die

wirtschaftliche und soziale Entwicklung der beim

Deutschen Reiche verbliebenen Teile Ober-

schlesiens. Die Darstellung reicht, was die Ver-

wertung der statistischen Unterlagen anlangt, bis

zum Jahre 1935. Sie beginnt mit einer knappen
Zusammenfassung der Grenzzerreißungsschäden,
die trotz aller Gegen- und Hilfsmaßnahmen ein

fortwirkendes Hindernis für die westober-
schlesische Wirtschafts- und Sozialentwicklung
darstellen. Dann wird zunächstdie Entwicklung
der bevölkerungspolitischenVerhältnisse ge-
schildert; sie steht im Zeichen einer rasch zu-

nehmenden Verstädterung, beträchtlicher Ver-

schiebungen in der beruflichen und sozialen
Gliederung, einer hohen Geburtenziffer und

starken Wanderungsbewegung Ein weiterer

Abschnitt ist der Untersuchung der natürlichen
Grundlagen der Wirtschaft, des Bodens, der

Naturschätze und der Verkehrsbedingungen ge-
widmet. Diese Untersuchung ergibt eine lebhafte
Siedlungstätigkeit, eine erhebliche Steigerung
der landwirtschaftlichen Erträge, einen be-
merkenswerten Aufschwung der Kohlenförderung,
der Kalkerzeugung und der Zementindustrie und

eine verhältnismäßiggünstigeEntwicklung in der

Zinkindustrie, dagegen eine katastrophale Lage
der Eisenindustrie, weiter eine beträchtlicheZu-
nahme der handwerklichen Betriebe und ein

ständiges Steigen des Handels und Verkehrs.
Der wachsende Wohlstand des Landes geht aus

den in den letzten Jahren stark ansteigenden
Gesamtsteuerziffern und dem Rückgang der

Steuerrürkständehervor. Das Gesundheits- und

Wohlfahrtswesen ist wirksam ausgebaut worden.
Die Auflorkerung der überfüllten Arbeiterwohn-
viertel des Jndustriegebietes ist in vollem Gange.
Das Volksbildungswesen ist auf breiter Grund-
lage im weiteren Ausbau und der Reallohn der

Arbeiterschaft in langsamem, aber stetigem Auf-
stieg begriffen. Jm Ganzen entwirft das Buch
das Bild eines kräftigen und hartnäckigenAuf-
bauwillens des oberschlesischenGrenzlandes, das

sich in wirtschaftlicher Hinsicht, vor allem seit
der Machtübernahme durch den National-

sozialismus, sehr vorteilhaft von dem der polni-
schen Herrschaft unterstellten Landesteil unter-

scheidet. Dabei ist natürlich nicht zu übersehen,
daß dieses durch die Grenzzerreißungschwer in

Mitleidenschaft gezogene Land in der Gesundung
seiner wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse
bisher noch nicht auf allen Gebieten dem Ent-

wicklungstempo anderer Teile des Reiches in

vollem Umfang hat folgen können, daß sich vor

allem die Ueberwindung der Arbeitslosigkeit in

Oberschlesien langsamer als im Neichsdurch-
schnitt vollzieht, daß der große Kinderreichtum
der Arbeiterschaft besondere soziale Probleme
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aufwirft, daß die Ueberfüllungdes Industrie-
reviers dem Arbeitersiedlungswesen noch große
Ausgaben stellt usf. Dr.K

Der Feldzug im Baltikum bis zur zweiten
Einnahme von Niga. 2. Band der Darstellungen
aus den Nachkriegskämpfendeutscher Truppen
und Freikorps. Herausgegeben von der For-
schungsstelle für Kriegs- und

H ee res geschichte im Aufträge des Reichs-
kriegsministeriums. 159 Seiten. Nkit 12 Karten
und Skizzen und 19 Abbildungen. Verlag
E. S. Nkittler und Sohn, Berlin 1937.

Die Ereignisse, die Graf von der Goltz, Major
Bischoff und August Winnig vor allem von

ihrer politischen Seite und u. a. Erich Edwin

Dwinger und Siegfried von Vegesack vom Ge-
sichtspunkt des persönlichenErlebens dargestellt
haben, sind hier sachlich und klar von der mili-

tärischen Seite her behandelt worden. Das

Politische tritt hier zurück, bildet aber den

naturgemäß immer wieder zum Vorschein
kommenden Hintergrund, auf dem sich die

Kämpfe der deutschen Truppen abspielten, die
als letzte das deutsche Schicksal außerhalb der

Grenzen des Reiches hofften wenden zu können.
Die Kühnheit und Unternehmungslust, die diese
reichsdeutschen und deutschbaltischen Freiwilligen
bei ihrem Vormarsch auf Mitau und bei ihrem
Angriff auf Riga bewiesen haben, heben sich
leuchtend ab von dem kläglichenVersagen der

englischen und französischenTruppen, die um

die gleiche Zeit irn nördlichen und südlichen
Rußland gegen den Bolschewismus eingesetzt
wurden. Mit der Einnahme von Riga, mit der

der vorliegende Band »schließt,war ein gewisser
Abschlußund Höhepunkt des deutschenBaltikum-

unternehmens erreicht und ein Erfolg erzielt, der

militärische, aber auf Seiten der Entente vor

allem auch politische Gegenkräfte mobilisierte,
die bald darauf zu dem tragischen Ende des

Unternehmens führen sollten. Diese Wendung
wird in einem weiteren Bande dargestellt
werden, Dr- K.

Uns rief Polen. Deutsches Schicksal an

Weichsel und Warthe. Von Hans R. W i e s e.

R. Voigtländers Verlag, Leipzig 1937. 242 Sei-

ten. — Der Verfasser dieser Schrift hat
die Absicht gehabt, ein volkstümlich- ge-

haltenes und auch für die Jugend brauchbares
Buch über die deutsche Leistung in Polen zu

schaffen. Das ist nicht völlig gelungen. Es

soll nicht viel auf sachliche Fehler eingegangen
werden, die dem Verfasser unterlaufen sind,
wenn er z.B. die Staufen- und Sachsenkaiser
miteinander verwechselt, die vorgeschichtlichen
Fragen ziemlich unklar behandelt, von einer

Erweiterung der »polnischen Grenzen« durch
INieszko bis an die Ostsee spricht, Ortsnamen

vertauscht usf. Solche Dinge sind peinlich, aber

schließlichnicht entscheidend. Man vermißt etwas

anderes an diesem Buch, das übrigens manche



wertvolle geschichtlicheGedankengängegut und

brauchbar herausstellt; man vermißt die ge-
schlossene und schwungvolle Durchführung des

großen,leitenden Gedankens, der im Titel »Uns

rief Polen!« ausgedrücktworden ist. Das Buch
ist kein einheitlicher Wurf. Es benutzt ausgiebig
das Werk von Kurt Lück, »DeutscheAusbau-
kräfte in der Entwicklung Polens«, aber es be-

schränktsich im wesentlichen darauf, interessante
Einzelheiten aneinanderzureihen. Und mitunter

werden neben Zitate wissenschaftlichenWertes un-

vermittelt phantasievoll ausschmückendeSchilde-
rungen gestellt. Vor allem in den letzten Kapiteln,
die die gegenwärtige Lage des Deutschtums in

Polen behandeln, verliert der Verfasser den Leit-

gedanken seines Themas und verläuft sich in zu-
viel Einzelheiten, die für das Ganze nur von

geringem Belang sind. Um auch diesen Teil in

den großen geschichtlichenZusammenhang oder

wenn man so sagen will: in die ,,Gesetzmäßigkeit
des deutsch-polnischenRhythmus« hineinzustellen,
wäre es z.B. notwendig gewesen, die gegen-

wärtige Periode der Deutschenverdrängungin
Polen mit ähnlichen Perioden früherer Jahr-
hunderte nach Ursache, Methode und Wirkung
in Parallele zu stellen. Das hat der Verfasser
aber weder in diesem Falle noch in anderen

Fällen, in denen es siniivoll gewesen wäre,
getan. So bleibt sein Buch, das im Einzelnen
viel wissenswerte Tatsachen und sehr-geschickte
Betrachtungen enthält, eine aus einzelnen Teilen
nur lose zusammengesetzte Arbeit, ohne etwas

Ganzes und etwas Neues zu werden, etwas,
das den Eindruck sorgfältiger Durcharbeitung
des weitschichtigenStoffes und überlegener
Sachkenntnis erweckt. Das ist zu bedauern.

Dr·.K.
Das Deutschtuni iii der Wojewodschaft

FchkesikltKHerausgegebenund
i tor auder. Verla Günk

Plauen i.V. 4937. 110 SEitm Frei-W
4,50 RM., Leinen 5,50 RM. — Das vor;
liegende Buch ist der erste Teil eines auf fünf
Teile berechneten Bildwerkes über das Deutsch-
tum in Polen. Das Werk verspricht, nach dem

ersten vorliegenden Teil zu urteilen,«eine bisher
bestehende, immer wieder einpfiiidlichfühlbake
Lücke in der Deutschtumsliteratur auszufüllen.
Den Bildern ist eine kurze Einleitung voran-

gesetzt, die in gedrängter Form die wesentljchsiek1
Tatsachen über das Deutschtum der Wojewod-

schaft Schlesien verzeichnet. Jedemder fast 100

Bilder ist in wenigen Sätzen ein knapperText
beigegeben, der auf die Beziehung des iin Bilde
Gezeigten zum deutschen Volkstum verweist.
Die Bilder selbst geben einen guten Quer-schnitt
durch die geschichtliche,vor allem,aber nichtnur

uuf wirtschaftlichem Gebiet liegende Leistung
des Deutschtums in diesem Lande. Sie legen
Zeugnis ab vom völkischenBehauptungswillen
der Deutschen, aber auch von ihrer Not in der

Gegenwart Sie zeigen Schulen und andere

Mittelpunkte der deutschen Volk,sgruppe,
Kirchen, Kunstwerke und andere Zeugnissedeut-

schenKulturschasfens, Jndustriewerkeundandere

Beweise deutscher Arbeitskraft. Die wirtschaft-

bearbeitet von

lschen und sozialen Verhältnissein den Arbeiter-
'

gemeinden und den Bauerndörfern lassen sich
aus den Bildern erkennen. Die Landschaft in

ihrer natürlichen und durch die Wirtschaft ge-

schaffenen Vielartigkeit wird gezeigt und schließ-
lich auch der deutsche Mensch dieses Landes.

Auf sehr vieles, was nur den wenigsten im

Reiche bekannt sein mag, wird durch die Bilder
und die beigegebenen Texte aufmerksam gemacht,
z.B. darauf, daß der Vater des Philosophen
Schleiermacher und Ruhberg, der Begründer der

oberschlesischen Zinkhüttenindustrie, in dem

deutsch-evangelischen Dorfe Anhalt in Ostober-
schlesien begraben sind, daß der Bildhauer
August Kiß aus Promnitz im Kreise Pleß
stammt, daß der schwäbischeArzt Julius Roger
während der Hunger- und Typhusjahre das

Julius-Krankenhaus in Rybnik ins Leben ge-

rufen und als erster Volkslieder in ober-

schlesischer Mundart gesammelt und veröffent-
licht hat, und vieles andere mehr· Dr. K.

Dornfelds Chronik. Von Fritz See-

feldt. Verlag Günther Wolfs, Plauen i.V.
1936. Band 7 der Schriftenreihe »Deutsche
Gaue im Osten«. 301 Seiten. — Der Verfasser,
Pfarrer Seefeldt, der zwei Jahrzehnte hin-
durch in Dornfeld als Geistlicher gewirkt hat,
hat in dieser wertvollen Arbeit eine zusammen-
fassende Darstellung des Schicksals der vielen

evangelischen Gemeinden des Dornfelder Kirch-
spiels gegeben. Jn lebhafter, abwechslungs-
reicher Schilderung rollen die 150 Jahre deut-

schen Kolonistenlebens in Ostgalizien ab, von

der Zeit, da die ersten pfälzischen Auswanderer
iii das damals wüste und verrottete Land kamen,
bis zum Wiederausbau der Kolonien nach dem

Weltkrieg. Der Verfasser hat für seine Arbeit

die aus dem Krieg zum Teil geretteten Akten

der Kolonien und die im Lemberger Staatsarchiv
liegenden Dokumente verwertet. Er hat sich,
obwohl er von Hause aus Reichsdeutscher (Hol-
steiner) ist, so völlig in das Wesen des galizi-
schen Kolonistentums eingelebt, daß seine Dar-

stellung bei aller Sachlichkeit die Note persön-
lichen Miterlebens und innerer Verbundenheit
init dem Schicksal des galizischen Deutschtums
trägt. Die Arbeit ist siedlungsgeschichtlichund

volkskundlich wertvoll. Aufschlußreichist der

umfangreiche Dokumentenanhang, der u. a. die

Namen der deutschen Kolonisten enthält. Dr. K.

Das Memelland. Schicksal eines deutschen
Grenzlandes. Von Wilhelm G r o te -

l Ü s ch e n. Heft 12 der Beiträge zur prakti-
schen Volksschularbeit. Verlagsbuchhandlung
Julius Klinkhardt, Leipzig 1937. 56 Seiten.

Preis 1,40 RM. — Man kann sagen, daß
dIeler Versuch, ,das Schicksal eines entrissenen
Greiizlandes als Unterrichtsstoff für die Volks-

schuskzu gestalten, gelungen ist. Seiner Zweck-«

bestimmungentsprechend ist die Schrift nicht mit

Wlsskusstofsüberladen. Ueber das Geschichtliche
und Landes- und Volkskundliche ist das Not-

wendigste gesagt. Jm übrigen wird zur Veran-

lchuulichuiig des Memellandes und seiner
Menschen auf Auszüge aus den Schriften voii

Agnes Miegel, Ernst Wichert, Hermann Suder-,
Mann u.- a. zurückgegriffen. Ausführlicher
werd-en dann ·die Ereignisse während der ersten
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Nachkriegszeit und unterder litauischen Gewalt-

herrschaft geschildert. Es werden einige Blicke
in die politische und wirtschaftliche Entwicklung
des Landes, in den Saal des Kauener Kriegs-
gerichtes und in das Zuchthaus von Mariatn-

pvl geworfen, in dem Mitte 1935 der deutsche
Lehrer Schirrmann als Märtyrer des Memel-
landes starb. Einige Kartenskizzen erläutern

den Text. D1«.·K.

Wanderungen um Meseritz und in Nach-
bargebieten der Kreise Schwerin, Bomst und

Oststernberg. Herausgegeben vom Landesver-

kehrsverband Mittlere Ostmark. Bearbeitet von

Dr. R. Ehrhardt. Mit Beiträgen von

Marie Matthias u. a. Verlag Trowitzsch und

Sohn, Frankfurt (Oder) 1936. 128 Seiten mit

mehreren Karten und 70 Bildern. Preis
0,60 RM. — Es ist ein immer noch wenig
bekanntes Gebiet, zu dessen Erwanderung diese
gut ausgestattete Schrift einladet. Jn an-

sprechender Weise sind in ihr Landschafts-
beschreibung, Wanderungsanweisung, geschicht-
licher Bericht und Bild mit einander vereint.

Mehrere Sonderbeiträge, z.B. über die Ver-

kehrsverhältnisseder Reichsbahn im Grenzgebiet,
über grenzmärkischeOrts- und Flurnamen, über
die dörfliche Holzbaukunst im Kreise Meseritz,
verdienen Beachtung. Das Ganze ist mehr als
ein bloßes Reise- und Wanderbuch. Es ist eine

Schrift, in der das Gesicht einer grenzmärkischen
Landschaft, die reich an stiller Schönheit ist und

durchaus nicht abseits des großen geschichtlichen
Geschehens liegt, wie in einem Spiegel erscheint.
Es lohnt sich, auch dann in dieser Schrift zu
blättern, wenn man nicht gerade die Absicht hat,
in das Meseritzer Grenzland zu fahren. Dr. K.

Masuren. Ein Wegweiser durch das Land
der tausend Seen. Herausgegeben von Bruno
Hoffmann· Verlag Gräfe und Unzer,
KönigsbergsPr. 1937. 112 Seiten, 16 Bild-
tafeln, drei Kartenskizzen und eine Uebersichts-
karte. — Der handliche Wegweiser will

nicht nur Anweisungen für Fahrten und

Wanderungen geben, sondern den Besuchern
Masurens alles Wesentliche über das Land und

seine Menschen mitteilen. So enthält er eine

gut gelungene Landschaftsschilderungund einen

Aufriß der erdgeschichtlichen Entstehung des

masurischen Landschaftsbildes. Ein weiterer Bei-

trag führt durch die Städte und Dörfer
Masurens, hebt das Typische und Bemerkens-
werte dieser Siedlungsanlagen hervor. Der

Charakter Masurens als einer politischen und

oft umkämpften Landschaft wird in einem Bei-

trag, der über die Schlachtfelder und Helden-
friedhöfe führt, betont. Und der Geschicht-z-
schreiber ORasurens, Hermann Gollub, hat der

Schrift einen längeren, aufschlußreichenBeitrag
über die Geschichte, vor allem die Siedlungs-
geschichte dieses deutschen Grenzlandes zur Ver-

fügung gestellt. Für den Naturfreund sind zwei
weitere Beiträge über die Pflanzenwelt und die

Tierwelt Masurens bestimmt. Jn einem ab-«

schließendenBeitrag wird über die schönstender

zahlreichen Wasserwanderwege des Landes der

tausend Seen berichtet. Eingestreut sind Sonder-

berichte über einzelne Städte wie Angerburg,
Johannisburg, Lötzen,Lyck, Nikolaiken, Sens-

burg, Ortelsburg und Treuburg Dr. K.

Die tschechische Lüge. Volk und Reich
Heft 6s"1937. 72 Seiten· — Das vorliegende
Heft befaßt sich in einer Reihe von Bei-

trägen mit den Denkschriften, die von tschechi-
scher Seite im Jahre 1919 den Pariser Diktats-

konferenzen vorgelegt wurden und in denen die

tschechischen Politiker ihre Gebietsforderungen
aufgestellt und »begründet«haben. Es ist not-

wendig, daß sich die deutsche und darüber hinaus
die internationale Oeffentlichkeit sehr eingehend
mit diesen eigen-artigen Denkschriften befaßt.
Sie sind in ihrer Verlogenheit und Unmäßigkeit
das Spiegelbild der tschechischen Seele. Jn
einer von ihnen findet sich das aus der tiefsten
Ueberzeugung eines jeden Tschechen stammende
Bekenntnis zum ewigen Kampf gegen den

Deutschen als dem letzten Sinn der tschechischen
Geschichte. Jn der vorliegenden Schrift werden

Inhalt und Geist der Memoires in zwei
Beiträgen (Grazian und Fischer) behandelt.
Mit kritischen Bemerkungen versehen wird der

wesentliche Jnhalt des Memoire III wieder-

gegeben, das in völlig verlogener Form die

sudetendeutsche Frage behandelt (Karl Viererbl).
Die wehrpvlitischen Gedanken, die u. a. die

orderung nach dem Ratibvrer Gebiet, dem

latzer Kessel und einigen strategischen Grenz-
verschiebungen gegen Sachsen, Bayern und

Oesterreich in sich schlossen, werden zusammen-
gestellt (Oskar von Niedermayer). Ein weiterer

Beitrag berichtet über eine nicht verwirklichte
Gebietsforderung der Tschechen, den bargen-
ländischenKorridor, der die Tschecho-Slvwakei
mit Südslawien verbinden und Oesterreich von

Ungarn trennen sollte (Karl C. von Loesch). Es

ist ferner die Rede von den tschechischenPlänen
einer Politisierung der mitteleuropäischen Ver-

kehrswege, durch die die Tschechen ihren Staat
in das Zentrum des europäischenVerkehrsnetzes
zu rücken und das Interesse der deutschfeind-
lichen Mächte an der Aufrechterhaltung ihrer
staatlichen Existenz zu steigern hofften (Fried-
rich MaurenbreFrL

Die Reihe der Beiträge
schließtmit einer egenüberstellungder Memoires
und der tschechischen Verfassung (Hermann
Raschhofer). Das Heft enthält eine Anzahl
instruktiver Kartenskizzen, die zum Teil den

tschechischen Denkschriften selber entnommen,

zum Teil zur Veranschaulichung der dort ver-

tretenen Gedanken gezeichnet worden sind. Der

reichhaltige Bildtteil gibt Reproduktionen aus

einigen Memoires und typisch deutsche Land-

schafts- und Städtebilder aus dem sudeten-
deutschen Siedlungsgebiet; dazu einige Bilder
vom spanischen Krieg. D1'. K·
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